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I . Die a llseitige Befr eiung a lle r Menscl1en -

Grundlage un d Vorau ssetzung für die politisch-moralische 

E inheit unser es Volk es 

In seinem Referat "Die Aufgaben der CDU beim umfassenden 
Aufbau des Sozialismus in der Deutschen Demokratischen 
Republ'ik" führte der Par1eivorsitZende August Bach auf dem 
11. Parteitag der CDU aus: 

" W i r w i ssen, daß es gar nicht so leicht w ar, weder für unsere 
marxi stischen Freunde noch für uns, sich in sol cher Gemein­
samkeit zu finden. Wir wissen, daß auch heute noch manches 
zu tun bleibt auf diesem Wege. Aber daß uns diese großartige 
Perspektive der Gemeinsamkeit gegeben ist und daß sich diese 
Gemeinsamkeit inzwischen t ausendfältig bewährt hat, das gibt 
uns Kraft und Mut für die L ösung neuer Aufgaben. "1) • 

Eine solche Feststellung sollte zunächst dazu veranlassen, die 
Grundlagen und Voraussetzungen für diese Gemeinsamkeit, 
tür die übereinstimmung im Denken, Fühlen und Handeln, für 
die politisch-moralische Einheit, aufzudecken und zu analy-
sieren. * 

Der Mensch ist unlöslich mit der Gesellschaft, mit ihren 
Lebensbedingungen und ihrem Charakter, mit den in mer 
Gesellschaft bestehenden Beziehungen und Verhältnissen zwi­
schen den Menschen verbunden. Die Gesellschaft formt den 
Menschen als. Glied eines Kollektivs und als Einzelperson. Das 
Wesen der Menschen wird von der Gesamtheit der Beziehungen 
zwischen den Menschen auf der jeweiligen Stufe der gesell­
schaftlichen Entwicklung bestimmt. 

Die Lehre des Marxismus-Leninismus fordert deshalb einer­
seits die Absch affung der sozialen Bedingungen, durch die die 
Mehrzahl der Mitglieder der Gesellschaft unterdrüclü wird, 
und weist andererseits die Wege und die wichtigsten Mittel 
zur Schaffung solcher sozialen Bedingungen, die eine Unter­
drückung der Massen der Werktätigen völlig ausschließen. 
Marx und Engels stellen hierzu fest: 

"Wenn der Charakter des Menschen durch die Umstände ge­
bildet wir'd, dann muß man folglich die Umstände menschlich 
machen." (Marx/Engels, Werke, Band 2) 

Bereits in ihrer "Deutschen Ideologie" behandeln Marx und 
Engels das gesellschaftliche Leben und die Rolle der Produktiv-

1) Referat des Parteivors itzenden au! dem 11. Parteitag d er CDU, 
2. Bulletin, S. 8 
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kräfte, analysieren sie die Formen der soualen Organisation 
und des Bewußtseins der Menschen, weisen sie auf die Ur­
sachen des Widerspruchs zwischen den persönlichen und den 
gesellschaftlichen Interessen in einer sozialen Ordnung hin, in 
der das Privateigentum an den Produktionsmitteln herrscht. 
Sie gehen bei ihrer Analyse davon aus, daß der wichtigste 
Lebensbereich der Gesellschaft die Erzeugung der Mittel für' 
das Leben der Menschen, für die Befriedigung ihrer materiellen 
Bedürfnisse ist. 

Die auf einer bestimmten Stufe der historischen Entwicklung 
aufgetretene Arbeitsteilung führt zu einer ungleichen Vertei­
lung der Arbeit und ihrer Produkte. Infolgedessen führt sie 
auch zur ungleichen Verteilung des Eigentums IdOft, wo Privat­
eigentum an den Produktionsmilteg; existiert; ruft sie zugleich 
einen Widerspruch zwischen den Interessen des Individuums 
oder einer einzelnen Familie und den allgemeinen gesellschaft­
lichen Interessen aller Individuen hervor. - Am Rande sei ver_ 
merkt, daß nicht jede Arbeitsteilung zur Entstehung des Privat­
eigentums an Produktionsmitteln und folglich zu genanntem 
Widerspruch führt (z. B. die sozialistische Arbeitsteilung). 

Mit der Arbeitsteilung erhält jeder Mensch seinen bestimmten 
Platz im gesellschaftlichen Produktions- und Reproduktions­
prozeß. Auf diese Weise entwickelt sich der für die Ausbeuter­
gesellschaft nicht zu beseitigende Widerspruch zwischen den 
privaten und den allgemeinen Interessen, weil jeder Mensch 
nur sein besonderes Interesse verfolgt - bestimmt durch seine 
Stellung zu den Produktionsmitteln -, das aber nicht mit dem 
allgemeinen Interesse übereinstimmt, diesem fremd ist. 

Die Unterjochung und Ausbeutung wurde und wird von den 
Volksmassen nicht widerspruchslos hingenommen. Die Völker 
haben in der Geschichte der Menschheit oft versucht, sich von 
der Ausbeutung, von den Trägern des Privateigentums an Pro­
duktionsmitteln zu befreien. Die Geschichte zeugt davon, daß 
die unterdrückten und ausgebeuteten Klassen ihre Rechte und 
Freiheiten im Kampf gegen die Ausbeuterklassen und deren 
Staatsmacht erringen. Kein Ausbeuterstaat führt aus eigener 
Initiative Rechte und Fl'eiheiten der Werktätigen ein. Die An­
erkennung dieser Rechte und Freiheiten wird dem Staat, der 
die Interessen der Ausbeuterklasse vertritt, buchstäblich ab­
gelungen. 

Völlig anders gestalten sich die Rechte und Freiheiten der 
der herrschenden Klasse angehörenden Individuen. Sie sorgen 
mit Hilfe der von ihrer Klasse geschaffenen Staatsmacht dafür, 
daß für sie alle Rechte und Freiheiten offenstehen, und zugleich 
dafür, daß die unterdrückten Klassen sich nicht jene gleichen 
Rechte und Freiheiten zunutze madlen können. 

Daraus ergibt sich, daß die Interessen der Angehörigen der 
unterschiedlichen Klassen in der Klassengesellschaft grund­
sätzlich verschieden sind, es objektiv zu keiner Vereinigung 
der individuellen mit den gesellschaftlichen Interessen und da­
mit zur politisch-moralischen Einheit kommen kann, da unver­
söhnliche, ant3g'Jnistische \Vidersprüche zwischen den Klassen 
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bestehen. Die Freiheit der Angehörigen der Ausbeuterklasse 
unterscheidet sich grundsätzlich von der wirklichen Freiheit 
der Persönlichkeit: Die Freiheit für die Sklavenhalter, Feudal­
herren und Kapitalisten bedeutet Unfreiheit unc;I Ausbeutung 
für die Sklaven, Leibeigenen und Arbeiter. 

Der Weg zur realen Freiheit und Gleichheit liegt in der 
Beseitigung des Privateigentums an den Produktionsmitteln, 
der Klassen, der Ausbeutung, in der Entwicklung einer neuen 
Gesellschaftsordnung, die allen Menschen die Möglichkeit 
bietet, ihre Fähigkeiten zu entdecken, zu entwickeln und anzu­
wenden sowie ihre Bedürfnisse in zunehmendem Maße zu be­
friedigen. Das setzt voraus, daß die Produktivkräfte soweit 
entwickelt sind, daß sie die ausbeutelischen Produktionsver­
hältnisse sprengen und die Werktätigen schrittweise eine 
klassenlose Gesellschaft errichten können. Dieser Stand ist 
erreicht, wenn das Proletariat sich als Klasse konstituiert hat 
und unter Führung seiner marxistisch-leninistischen Kampf­
partei zur revolutionärsten, stärksten und fortschrittlichsten 
Kraft geworden ist, die die kapitalistischen Produktionsver­
hältnisse zu überwinden vermag. 

Die H~rrsch2ft des ka~italistischen Privateigentums an den 
ProduktIOnsmItteln bestimmt den Charakter der kapitalisti­
schen Produktionsverhältnisse, die bürgerliche Staatsmacht, 
die Politik, das Recht, die Kultur und alle anderen überbau­
erscheinungen. Das Kapital bestimmt alle Verhältnisse des 
gesellschaftlichen Lebens, es unterjocht die Volksmassen öko­
nomisch, politisch und kulturell und hält die Unversöhnlichkeit 
der Interessen der Mitglieder der Gesellschaft aufrecht. 

Von diesen Verhältnissen, in die das Proletariat durch das 
Kapital gezwungen wird, kann es sich nur selbst befreien Das 
Proletariat muß sich seiner Rolle im Kapitalismus bewußt 
werden, um dem gesellschaft.lidlen Fortschritt zum Durchbruch 
zu verhelfen, um die Ungerechtigkeit und Ungleichheit zu be­
seitigen und eine größtmögliche Einheit der Interessen aller 
Mitglieder der Gesellschaft herzustellen. - Prof. Karl Polak 
schreibt in seinem Werk "Zur Dialektik in der Staatslehre"; 

".Aus seiner Lage in der Gesellschaft erwächst das geschicht­
liche Wesen des Proletariats, erwachsen seine Aufgaben. Die 
Proletarie~ haben sich, ob sie wollen oder nicht, zu dieser ge­
sellschaftlichen Kraft zu formieren, zum Proletariat zu werden, 
si~ als Klasse gegenüber der bürgerlichen Klasse zu konsti­
tuieren, sie haben, ob sie wollen oder nicht, den Rahmen ihrer 
individuell-privaten, ihrer subjektiven Existenz zu verlassen 
und sich zu einer allgemein gesellschaftlichen Kraft emporzu­
arbeiten, der Kraft der Umwälzung der auf dem kapitalisti­
schen Privateigentum beruhenden Verhältnisse." 

Die historische Mission der Arbeiterklasse besteht also in 
der Befreiung ihrer selbst und aller Menschen von den kapita­
listischen Produktionsverhältnissen, in der Beseitigung des 
kapitalistischen Eigentums. Diese historische Aufgabe kann die 
Arbeiterklasse nur durch die proletarische Revolution lösen. 
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Die; proletarische Revolution muß den bürgerlichen Staat, der 
zum Schutze, zur Festigung und zur Erhaltung des kapitalisti­
schen Eigentums geschaffen wurde, zerbrechen. Sie muß die 
bürgerliche Staatsmacht, die durch die Herrschaft des Kapitals 
bestimmt wird, beseitigen; denn die Herrschaft des Privat­
eigentums setzt der Entwicklung der Produktivkräfte Grenzen 
und verschärft die Ausbeutung des Menschen ständig. 

Die Befreiung des Menschen, die Voraussetzung für die 
politisch-moraHsche Einheit aller Menschen ist, kann also nur 
durch die Beseitigung des Privateigentums und die Schaffung 
sozialistischer Produktionsverhältnisse erfolgen. Damit wird 
der Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit, zwischen gesell­
schaftlicher Produktion und privater Aneignung gelöst. Durch 
die Schaffung sozialistischer Produktionsverhältnisse haben 
alle Mensch~n die gleiche Stellung zu den Produktionsmitteln, 
die gesellschaftliches Eigentum sind. Dadurch wird die Aus­
beutung des Menscheri/durch den Menschen beseitigt; der Ent­
wicklung des Mensdlen sind von nun an keine Grenzen mehr 
gesetzt. Alle können gleichberechtigt an der Lenkung und Lei­
tung von Staat und Wirtschaft teilnehmen, alle haben die 
gleidlen Rechte und Pflichten. 

Das Proletariat ist die fortschrittlichste, die revolutionärste 
Klasse und vertritt die In teressen des gesamten Volkes. Es hat 
in der Revolution nichts zu verlieren - nur die Ketten der Aus­
beutung -, sondern alles zu gewinnen; es ist in seinem Kampf 
durch nichts gebunden, weil es keine Produktionsmittel besitzt. 
Indem die Arbei terklasse sich selbst befreit, schafft sie auch 
die Voraussetzungen zur wahren Befreiung aller anderen bis­
her unfreien Menschen, da mit der Schaffung der sozialistischen 
Produktionsverhältnisse die Wurzel der Ungleichheit besei­
tigt ist. 

Im Kampf um die Befreiung muß das Proletariat von einer 
marxistisch-leninistischen Partei geführt werden, die die all­
gemeinen Gesetzmäßigkeiten der gesellschaftlichen Entwick­
lung beherrscht und ihnen im richtigen Moment zum Durdl­

. bruch verhilft. Die proletarische Revolution kann ferner nur 
dann von Erfolg sein , wenn die Bündnispolitik mit der werk­
tätigen Bauernschaft und allen anderen nichtproletarischen, 
demoln'atischen Schichten richtig verwirklicht wird. Auf diese 
Frage wird später näher eingegangen. 

Mit der Errichtung der Diktatur des Proletariats und der 
Schaffung sozialistischer Produktionsverhältnisse ist die Befrei­
ung des Menschen aber noch nicht vollendet. Wohl sind die 
politische Unterdl'ückung und die ökonomische Ausbeutung 
beseitigt; aber das sind nur die Grundlagen für die erfolgreiche 
Durchführung des Prozesses der allgemeinen und vollständigen 
Befreiung. Erst nach und nach werden die kapitalistischen 
überreste im Bereich der Ideologie und Kultur überwunden. 
Beim Aufbau des Sozialismus, der in letzter Instanz der Prozeß 
der allgemeic.en Befreiung der Menschen ist, gilt als oberster 
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Grundsatz die Losung: "Alles im Namen des Menschen - alles 
für das Wohl der Menschen." 

Die humanistische Idee dieser Gesellschaftsordnung äußert 
sich folglich darin, daß ihr höchstes Plinzip die Schaffung 
realer Bedingungen für die völlige, allseitige und harmonische 
Entwicklung der Persönlichkeit, für die Verwirklichung ihrer 
völligen Freiheit, umfangreicher Rechte und Möglichkeiten 
darstellt. Der sozialistische Humanismus richtet die Aufmerk­
samkeit der Gesellschaft auf die Erziehung zu hohen mora_ 
lischen Verhaltensgrundsätzen. Zum Schutze der Persönlich­
keit und ihrer Rechte, der Disziplin und der Rechtsordnung 
wählt die Gesellschaft solche Mittel und Methoden, die nicht 
auf Zwangsgewalt beruhen, sondern auf der Grundlage des 
Begreifens der gesellschafUichen Pflicht, und durch die gesamte 
Form des menschlidlen Zusammenlebens bestimmt werden. In 
der Grußadresse des Zentralkomitees der Sozialistischen Ein­
heitspartei Deutschlands an den 11. Parteitag der CDU wird 
hierzu festgastellt: 

"In der Deutschen Demokratischen Republik entsteht eine 
echte Gemeinschaft von Menschen verschiedener sozialer Her­
kunft. Stellung, Weltanschauung und Vergangenheit. deren 
Streben der Sache des Friedens und des Humanismus dient. 
Die neuen und höheren Aufgaben der gegenwärtigen Etappe 
unserer Entwicklung verlangen Menschen mit hohem Bewußt­
sein und Bildungsniveau. Von großer Bedeutung für die For­
mung des Menschen unserer sozialistischen Zeit. die Heraus­
bildung echter menschlicher Beziehungen der Kameradschaft 
und gegenseitigen Hilfe ist die Entwicklung des geistigen 
Lebens und der sozialistischen Nationalkultur."2) 

Im Referat des Partei vorsitzenden August Bach auf dem 
11. Parteitag der CDU "Die Aufgaben der CDU beim umfassen­
den Aufbau des Sozialismus in der DDR" heißt es analog: 

,.Der materiellen Uberlegenheit des Sozialismus entspricht 
also seine geistige, seine moralische überlegenheit. In ihm. ist 
der Mensch nicht mehr des Menschen Feind und Widersacher, 
sondern sein Freund und Helfer. In ihm entwickelt sich eine 
neue Menschengemeinschaft auf de1' Grundlage einer politisch­
moralischen Einheit, die alle Schichten der Bevölkerung um­
faßt,"') 

Auf soldlen Grundlagen entstehen harmonische Beziehungen 
zwischen derPersönJichkeit und der Gesellschaft, zwischen dem 
Individuum und dem Staat. Den werktätigen Menschen gewähr_ 
,leistet der Sozialismus die günstigsten materiellen und geistigen 
Lebensbedingungen; er ermöglicht es jedem Menschen, seine 
Individualkrai t frei zu entfalten. Das Leben in unserei' Repu­
blik, die Entwicklung jedes einzelnen Bürgers, widerlegt die 
bürgerlichen Theorien, die behaupten, daß die Existenz einer 

2) G.ußad.esse des ZK de. SED an den 11. Pa.teitag, 2. Bulletin, 5. 3 
3) Rele.at des Parteivorsitzenden auf dem 11. Parteitag, 2. Bulletin, 

5.7 ........ 
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sozialistischen Staatlichkeit, die sich auf gesellschaftliches 
Eigentum an Produktionsmitteln stützt, im Widerspruch zum 
natürlichen Bestreben der Menschen nach Freiheit und Ent­
wicklung ihrer Individualität stehe. 

Um diese Fragen, nämlich das Verhältnis von Individuum 
und Gesellschaft, die Vereinigung der persönlichen mit den 
gesellschaftlichen Interessen, die in der übergangsperiode vom 
Kapitalismus zum Sozialismus auf die Tagesordnung gesetzt 
und schrittweise gelöst werden, zU beantwOlien, muß man von 
folgenden zwei Grundsätzen ausgehen: 
1. Der Mensch ist ein gesellschaftliches Wesen. Deshalb hängt 

sein Wohlergehen im gesamten wirtschaftlichen, pOlitischen 
und kulturellen Leben unmittelbar vom ökonomischen, poli­
tischen und kulturellen Entwi~lungsniveau der Gesell-
schaft ab. • 

2. Die Interessen der Gesellschaft sind gegenüber den privaten 
stets primär. Die gesellschaftlichen Interessen sind umfas­
sender als die des einzelnen Menschen, der einen Teil der 
Gesellschaft darstellt. 
Indem der sozialistische Staat die Abhängigkeit der Rechts­

stellung des Menschen vom Privateigentum, von seiner sozialen 
Herkunft, von der ZugehöIigkeit zu einer bestimmten Nation 
oder Rasse, vom Geschlecht und vom Glaubensbeke ... ntnis be­
seitigt, ruft er völlig neue Maßstäbe für die tatsächliche Stel­
lung des Menschen in der Gesellschaft)ns Leben, wie beispiels­
weise die persönlichen Fähigkeiten oder die persönlich-gesell­
schaftlich nützliche Arbeit. Persönliche Fähigkeiten und persön­
liche Arbeit für das allgemeine Wohl bedeuten in der sozia­
listischen Gesellschaft Ruhm für den Menschen. 

In der Periode des Aufbaus des Sozialismus und Kommunis­
mus entstehen in den Beziehungen zwischen den Menschen 
völlig neue Verhaltensregeln, die von folgenden Gesichts­
punkten bestimmt werden: 

1. Auf der Grundlage des gesellschaftlichen Eigentums an 
den Produktionsmitteln besteht kein Widerspruch zwischen 
dem gesellschaftlichen Charalüer der Produktion und der Art 
und Weise der Aneignung mehr; damit sind die Wurzeln des 
Kampfes der Individuen gegeneinander um den entsprechen­
den Platz und die entscheidende Rolle im Wirtschaftssystern. 
um die Art und Weise und das Maß der Verteilung des gesell­
schaftlichen Reichtums beseitigt. 

2. Au·f der Grundlage des sozialistischen Eigentums ent­
wickelt sich ein neuer Typus der menschlichen Beziehungen. 
für den solche humanistischen Prinzipien charakteristisch sind 
wie gegenseitige Hilfe, Zusammenarbeit und kameradschaft­
licher Wettbewerb in der gemeinsamen Arbeit der Mitglieder 
der Gesellschaft, die von der AusbeutLmg befreit und zutiefst 
an der Entwicklung der Wirtschaft und Kultur interessiert sind. 

3. Auf der Grundlage der sozialistischen Staatlichkeit, die 
sich durch die unumschränkte Macht der Werktätigen mit der 
Arbeiterklasse an der Spitze, durch die Vollberechtigung und 
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Gleichberechtigung aller Werktätigen auszeichnet, entwickeln 
sich wahrhaft demokratische Rechtsverhältnisse zwischen den 
Menschen sowie zwischen den Bürgern und dem Staat. 

Die richtige Vereinigung der Interessen des einzelnen mit den 
gesellschaftlichen Interessen ist der sichere und zuverlässige 
Weg zur Festigung und allgemeinen Einhaltung der Regeln des 
sozialistischen Gemeinschaftslebens, zur Entwicklung der sozia­
listischen Staatlichkeit und zur Erziehung der Menschen im 
Geiste der Idee des Sozialismus/Kommunismus. Die richtige 
Vereinigung der Interessen bedeutet vor allem die Pliorität 
des Wohlstandes der Gesellschaft und der Interessen des Staa­
tes, weil der Mensch seinen Wohlstand nur dann heben kann, 
wenn er durch seine Arbeit den Reichtum der sozialistischen 
Gesellschaft mehrt und die Macht seines Staates festigt. 

Das bedeutet allerdings nicht, daß nicht in einzelnen Fällen 
noch Widersprüche zwischen den persönlichen und den gesell­
schaftlichen Interessen eritstehen können. Der Mensch in seiner 
Eigenschaft als Privatperson rückt teilweise andere Interessen 
in den Vordergrund, als sie der gleiche Mensch als Mitglied 
eines Kollektivs vertritt. In der sozialistischen Gesellschaft 
dominiert jedoch die harmonische Vereinigung der persön­
lichen und der gesellschaftlichen Interessen. Der Sozialismus 
und noch besser der Kommunismus verbinden die persönlichen 
und die gesellschaftlichen Interessen miteinander, indem sie 
jedem Mitglied der G~el1schaft gleiche Möglichkeiten für die 
schöpferische Arbeit und für seine Bildung einräumen. 

Da die für die materielle Produktion notwendige Zeit weiter 
verringert wird, werden sich die Möglichkeiten für die Ent­
faltung der Fähigkeiten der Menschen auf allen Gebieten des 
gesellschaftlichen Lebens erweitern. Für Wissenschaft und 
Technik, Literatur und Kunst wird bei den Menschen ein 
größeres Interesse geweckt und mehr Verständnis vorhanden 
sein. Die Verlängerung der Freireit wird es ihnen gestatten, 
sowohl der gesellschaftlichen Tätigkeit als auch dem kultu­
rellen und künstlerischen Schaffen sowie der Körperkultur 
mehr Aufmerksamkeit zu widmen. Die Verhältnisse der Ab­
hängigkeit und Ungleichheit zwischen den Menschen im gesell­
schaftlichen und im häuslichen Leben verschwinden. Deshalb 
ist der Sozialismus und Kommunismus realer, echter Humanis­
mus, der alle Voraussetzungen nicht nur für die völlige und 
allseitige Entwicklung der Persönlichkeit, sondern auch für 
ihre aktive Teilnahme am gesellschaftlichen Leben bietet. 

Die Gleichheit im Sozialismus und Kommunismus kann man 
allerdings nicht so verstehen, als würden alle Unterschiede 
zwischen den Menschen beseitigt; es verschwinden solche 
Unterschiede und Bedingungen, die einen Unterschied in der 
sozialen Stellung der Menschen hervorbringen können. Es ist 
also eine Gleichheit, bei deI' die Verschiedenheit der · Tätig­
keiten keine Ungleichheit, kein Vorrecht des Besitzes und Ge­
nusses begründet. Sozialistische Gleichh~eit bedeutet vor allem, 
daß die Arbeit aller mit dem gleichen Maß gemessen wird, 
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nämlich mit dem der Leistung und ihrer Nützlichkeit für die 
Gesellschaft. Ein anderes Privileg gibt es nicht. 

Es eröffnen sich für die Gesellschaft unbegrenzte Perspek­
tiven, wenn die Fähigkeiten und Talente eines jeden Menschen 
zur vollen Entfaltung kommen, wenn sie fruchtbar genutzt 
und nicht nutzlos vergeudet werden. 

* In der Deutschen Demokratischen Republik bildete sich die 
politisch-moralische Einheit der Bevölkerung im Verlaufe der 
sozialistischen Revolution heraus; sie wird immer mehr zu 
einer mächtigen Triebkraft unserer Entwicklung. Sie ist die 
stärkste Kraft des Friedens in Deutschland und die. größte 
nationale Errungenschaft. Die politisch-moralische Einheit 
unterliegt im Prozeß der sozialistischen Revolution der stän­
digen Vervollkommnung. Sie ist die Gemeinschaft freier, 
assoziierter Menschen, eine soziale Gemeinschaft. Die politisch­
moralische Einheit ist von zwei Faktoren abhängig: 
1. von der Entstehung, Festigung und Entwicklung der sozia­

listischen Produktionsverhältnisse, der Entfaltung der Pro­
duktivkräfte und des sozialistischen Wirtsd1aftssystems im 
Ergebnis der Veränderung der Produktions- und Klassenver­
hältnisse; 

2. vom Grad und der Verbreitung des sozialistischen Bewußt­
seins unter der Masse der Bevölkerung. 
Daraus läßt sich deutlich erkennen, daß der Prozeß der Her­

ausbildung der politisch-moralischen Einheit eng an die ver­
schiedenen Etappen der Entwicklung unserer Republik gebun­
den ist. Der humanistische, von Anfang an wahrhaft demokra­
tische Charakter der Politik der Arbeiter-und-Baue rn-Macht 
findet seinen besonderen Ausdruck in der Achtung des schaf­
fenden Menschen, ganz gleich, ob schwarz oder weiß, jung oder 
alt, Mann oder Frau. Zunächst galt es, die gesetzliche Gleich­
berechtigung herzustellen. Es sei hier nur an einige einschnei­
dende und grundlegende gesetzliche Maßnahmen in der Ent­
wicklung erinnert. 

Mit Inkrafttreten der Verfassung der DDR wurde im Artikel 7 
die Gleichberechtigung der Frau neben dem Manne gesetzlich 
festgelegt. Es wurden alle Gesetze, die der Gleichberechtigung 
widersprachen, außer Kraft gesetzt. In der Landwirtsd1aft 
ging es vor allem darum, die überreste der alten Gesindeol'd­
nung zu beseitigen. Es mußte endlich Schluß gemacht werden 
mit der Praxis, die Bäuerinnen, Knechte und Mägde als zweit­
rangige, minderwertige Menschen zu behandeln, mit denen 
man nach Belieben verf.ahren konnte. 

Die gesetzliche Gleichberechtigung aber ist nur der erste 
Schritt in der Durchsetzung de'C vollen Gleichberechtigung. 
Besondere Bedeutung bei der Herausbildung det" politisch­
moralischen Einheit nimmt die allseitige Befreiung der Frauen 
und Jugendlichen ein, die in der kapitalistischen Gesellschaft 
eine besonders rechtlose und unterdrückte Stellung innehatten 
und -haben. Sie müssen unter allen Umständen ökonomisch 
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unabhängig sein, um am politischen, gesellschaftlichen, sport· 
lichen und kulture llen Leben teilnehmen zu können. Schon 
August Bebel bekannte in seinem Werk "Die Frau und der 
Sozialismus" (Dietz Verlag, 1959, Seite 309 f.), daß die allge­
meine Befreiung der Menschheit eine immense Bedeutung für 
die Entwicklung zum Kommunismus hat. Er schreibt: 

"Was für die Pflanze guter Boden, Licht und Luft, sind für den 
Menschen gesunde soziale Verhältnisse, die ihm die Entfaltung 
seiner geistigen und körperlichen Anlagen gestatten ... Sind 
aber die sozialen Entwicklungsbedingungen für beide Ge­
schlechter die gleichen, besteht für keines. irgend eine Hem­
mung und ist der Sozialzustand deI.' Gesellschaft ein gesunder, 
so erhebt auch die Frau sich auf die Höhe der Vollkommen­
heit ihres Wesens, von dem wir noch gar keine rechte Vorstel­
lung besitzen, weil bisher ein solcher Zustand in der Entwick­
lungsgeschichte der Menschen fehlte." 

Die Gleichberechtigung und allseitige EntWicklung der Men­
schen hat also ihre feste Grundlage im Bestehen der Arbeitel'­
und-Bauern-Macht und der mit dieser verbundenen sbzialisti­
schen Produktionsverhältnisse. Bereits in der Peliode der anti­
faschistisch-demokratischen Umwälzung 1945 bis 1949 wurden 
in der DDR die wichtigsten Voraussetzungen für die Entstehung 
der politisch-moralischen Einheit geschaffen. Mit der Bildung 
des Blocks der antifaschistisch-demokratischen Parteien wurde 
der Keim zu dieser Einheit gelegt. Von besonderer Bedeutung 
für die Formierung und Stabilisierung dieser antifaschistisch­
demokratischen Einheit waren die Schaffung der Einheit der 
Arbeiterklasse und die Durchsetzung ihrer Hegemonie, die Er­
richtung der revolutionär-demokratischen Staatsmacht, die Ent­
eignung und Entmachtung der Monopolisten, Junker und Mili­
taristen, die Schaffung des Volkseigentums, das feste Bündnis 
der Arbeiterklasse mit den werktätigen Schichten und die Ent­
stehung des antifaschistisch-demokratischen Bewußtseins bei 
den Massen. 

Zunächst war die Einheit der antifaschistisch-demokratischen 
Kräfte vornehmlich ein politisches Bündnis der Arbeiterklasse 
mit der Bauernschaft, den Mittelschichten und antihitlerischell 
bürgerlid1eTI Kreisen; ihr Ziel war die Beseitigung der ökono­
mischen, politischen und geistigen Grundlagen des deutschen 
Imperialismus und die Erridltung eines demokratischen ' 
Deutschlands. Dieses vorwiegend politische Bündnis wurde 
aber bereits in den ersten Nachkl'iegsjahren 'durch ökonomische 
Faktoren mitbestimmt. Von großer Bedeutung, vor allem für 
die Entwiddung der werktät igen Bauern, für die Beseitigung 
ihrer Abhängigkei t von den Großbauern, waren die Gründung 
von Maschinen-Ausleih-Stationen und die Kredithilfe für Neu­
bauern. Die Handwerker und privaten Unternehmer wurden 
über das VerLragssystem der volkseigenen Wirtschaft in die 
Wirtschaftsplanung einbezogen. Ihre Existenzunsid1erheit 
hatte damit ein Ende. 

Mit dem übergang zur sozialistischen Revolution vollzog sich 
die weitere Herausbildung der übereinstimmung zwischen per­
sönlichen und gesellschaftlichen Interessen. In der Periode der 
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Schaffung der Grundlagen des Sozialismus in der Industrie und 
der beginnenden sozialistischen Umwälzung in der Landwirt­
schaft bildete sich allmählich die politisch-moralische Einheit 
heraus und festigte sich in diesem prozeß. Die bis dahin be­
stehende antifaschistisch-demokratische Einheit, vorwiegend 
beruhend auf dem politischen Bündnis der Parteien, wurde 
da~it. a~f eine qualitativ höhere Stufe gehoben. Die Entstehung 
sozIahstIscher Produktions- und Klassenverhältnisse, die Her­
ausbildung des sozialistischen Bewußtseins beschleunigten den 
Prozeß der Festigung dieser Einheit. 

Soziali.stischer Wettbewerb, Aktivisten- und Neuererbewe­
gung wurden zu den vorvlärtstreibenden Faktoren in der In­
dustrie. Die Klasse der Genossenschaftsbauern konstituierte 
sich nach und nach und wuchs zu einer fortschrittlichen auf 
der Grundlage der gleichen Stellung zu den Produktion~mit­
teIn geeinten Kraft auf dem Lande heran. Damit entstanden 
qualitativ neue Beziehungen innerhalb der Arbeiterklasse und 
der Kl<iSse der Genossenschaftsbauern, aber auch zwischen 
ihnen. In dieser Peliode vertieften sich neben den politischen 
Beziehungen zugleich auch die ökonomischen die immer neue 
Bereiche erfaßten. ' 

Die Frage der politischen Macht war endgültig zugunsten 
der Arbeiterklasse entschieden. Es bestand jetzt die Möglich­
keit, breitere Schichten der Bevölkerung in den sozialistischen 
Aufbau einzube7.iehen. Die IH. LPG-Konferenz im Dezember 
1954 faßte ·einen Beschluß, wonach es möglich war, daß Groß­
bauern, die sich dem Staat gegenüber loyal verhielten, in eine 
LPG eintreten können. Damit war auch ihnen der Weg zur 
Klasse der Genossenschaftsbauern, der Weg von der einzel­
bäuerlichen Produktionsweise zur sozialistischen Großproduk­
tion in der Landwirtschaft geebnet: Der Prozeß auch ihrer all­
seitigen Befreiung und der Entwicklung zur sozialistischen 
Persönlichkeit begann. 

Im Oktober 1955 wurde den mittleren und kleinen Unter­
nehmern durch einen Beschluß des 25. Plenums des Zentral­
komitees der SED über den Vleg der staatlichen Beteiligung 
ihre Perspektive im Sozialismus eröffnet. Damit sind auch sie 
in der Lage, die ihnen noch anhaftenden Fesseln des Kapita­

. lismus abzuwerfen und ihre Talente und Fähigkeiten auf 
wirtschaftlichem und politischem Gebiet voll zu entfalten. 
Den privaten Einzelhändlern wurde die Möglichkeit gegeben, 
durch den Abschluß eines Kommissionsvertrages einen/ beacht­
lichen Einfluß auf die bessere Versorgung der Bevölkerung aus­
zuüben; gleichzeitig wurde ihnen eine sichere Existenzgrund­
lage im Sozialismus gegeben. Alle Klassen und Schichten der 
Bevölkerung waren somit in den sozialistischen Aufbau ein­
bezogen, hatten die Möglichkeit, aktiv an der Gestaltung des 
sozialistischen Staats- und Wirtschaftssystems mitzuwirken. 

Mit der weiteren Entwicklung der sozialistischen Produk­
tionsverhältnisse, in der Periode ihres Sieges, entwickelte sich 
auch die politisch-moralische Einheit weiter. Die Nationale 
Front wurde in dieser Etappe zu einer sozialistischen Volks-
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bewegung. Dies findet seinen Ausdruck besonders in der Ent­
wicklung neuer, höherer Formen der gegenseitigen Hilfe und 
Zusammenarbeit im gesellschaftlichen Leben (etwa in den 
Mieterselbstverwaltungen in den Hausgemeinschaften) und in 
der Produktion (Kollektive und Brigaden der sozialistischen 
Arbeit, sozialistische Arbeitsgemeinschaften zwischen Arbei­
tern und Wissenschaftlern). In der Losung "Sozialistisch arbei­
ten, lernen und leben" kommt die übereinstimmung der 
Grundinteressen der Arbeiterklasse mit dem gesellschaftlichen 
Gesamtinteresse zum Ausdruck. 

Die Losung "Plane mit - arbeite mit - regiere mit!" und 
deren Verwirklichung hoben die Herausbildung der politisch­
moralischen Einheit durch das Entstehen einer neuen Qualität 
der sozialen Beziehungen zwischen den Menschen auf eine 
höhere Stufe. Marksteine in dieser Etappe waren das Gesetz 
über die "Vervollkommnung und Vereinfachung der Arbeit des 
Staatsapparates" vom 11. Februar 1958, die Bildung des Staats­
rates der DDR sowie dessen Programmatische Erklärung vom 
4. Oktober 1960. 

Ein qualitativ neuer Abschnitt unseres sozialistischen Auf­
baus wurde nach dem Sieg der sozialistischen Produktionsver­
hältnisse und mit dem übergang zum umfassenden Aufbau des 
Sozialismus eingeleitet. Nach der Sicherung der Staatsgrenze 
am 13. August 1961 konnten die ökonomischen Gesetze des So­
zialismus voll und gartz genutzt und verwirklicht werden. Das 
auf dem VI. Parteitag der SED im Jahre 1963 angenommene 
Programm des Sozialismus ist die Richtschnur für das Handeln 
jedes Bürgers unserer Republik. Es ist zugleich Ausdruck der 
immer größeren übereinstimmung der persönlichen Interessen 
der Menschen mit den Interessen der sozialistischen Gesell­
schaft. 

Die ehemaligen Angehörigen des Mittelstandes die Genos­
senschafts_ und privaten Händwerker, die Komplementäre und 
privaten Unternehmer, Kommissions- und privaten Einzelhänd­
ler haben sich zu den Grundsätzen unserer Staats- und Wirt­
schaftspolitik bekannt und durch gute Leistungen in ihren Be­
trieben zur Stärkung unserer Republik beigetragen. Sie haben 
durch ihre praktische Arbeit bewiesen, daß jeder Bürger in 
unserer 'sozialistischen Gesellschaft die Möglichkeit hat, mit 
seinen Kenntnissen und Fähigkeiten am umfassenden Aufbau 
des Sozialismus teilzunehmen und sie zum Wohle des Volkes 
einzusetzen. Sie sind immer mehr zu sozialistisch arbeitenden 
Werktätigen geworden. 

Auf der Grundlage allseitiger sozialistischer Produktions­
verhältnisse und des sozia1i..stischen Wirtschaftssystems sowie 
der sich daraus ergebenden Veränderungen im Bewußtsein der 
Menschen kann sich nun auch die politisch-moralische Einheit 
der Bevölkerung der DDR voll entfalten; denn - so wurde im 
Programm des Sozialismus formuliert -: 

"Umfassender Aufbau des Sozialismus heißt: Die neuen 
sozialistischen Beziehungen zwischen den Werktätigen zu ent-
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wickeln und zu vertiefen. Hohes Bewußtsein, Arbeitsfreude und 
Ergebenheit gegenüber den Interessen der Gesellschaft werden 
hervorragende Eigenschaften der Menschen der sozialistischen 
Gesellschaft sein." 

(Progrdmm der SEI), S. 322) 

Eines der Ergebnisse der Ablösung der unfreien Arbeit in 
der DDR ist, daß die Bürger in ihren Beziehungen ZUr Gesell­
schaft, zum Staat und untereinander gleichberech.tigt sind. 
Diese Tatsache wirklicher und echter GleichberechtIgung fin­
det in der wachsenden politisch-moralischen Einheit ihren Aus­
druck, die sich als eine immer wirksamere Kraft erweist und 
die allen bisherigen gesellschaftlichen Kräften weit überlegen 
ist. Die Bevölkerung der DDR wird zu einer wahren Menschen­
gemeinschaft zusammengeführt. Der revolutionäre Kampf der 
Arbeiterklasse um den Sozialismus, um die Befreiung der 
l'{ation, die fortschrittlichep., humanistischen Traditionen des 
deutschen Bürgertums, der Kampf hervorragender Christen 
um den Frieden, die Kämp'fe der Bauern für ihre Befreiung, 
das Ringen der Frau um die Gleichberechtigung, der Kampf 
der Jugend gegen Militarismus und Krieg, der Widerstand ehe­
maliger Offiziere der faschistischen Wehrmacht gegen die 
Hitlerdiktatur - alle diese überlieferungen und Bestrebungen 
vereinen Menschen der verschiedensten Weltanschauungen zum 
gemeinsamen Kampf. Die verschiedenen Parteien und Massen­
organisationen, die im Block und der Nationalen ~ront zu­
sammengeschlossen sind, bilden im System der Arbelter-und­
Bauern-Macht Verbände, die die Bürger"zur demokratischen 
Leitung der Wirtschaft und des Staates heranziehen und ihr 
gesellschaftlich-sozialistisches Bewußtsein entwickeln. 

Auf diese Weise wird unter den Bedingungen der Diktatur 
des Proletariats ein ganzes System der demokratischen Leitung 
geschaffen, das auf der Aktivität und der Initiative der breiten 
Masse beruht. Die Trennung von Verwaltungsapparat und 
Volk, von Staatsmacht und Bevölkerung ist damit beseitigt. 
Zum ersten Male in der deutschen Geschichte werden die Bür­
ger in Kollektive von Menschen eingereiht, die unter Führung 
der Arbeiterklasse und ihrer Partei ihre allseitige Befreiung 
und Gleichberechtigung voranblingen und den objektiven 
gesellschaftlichen Entwicklungsprozeß kennenlernen und 
durchsetzen helfen. 

Die führende Rolle der Arbeiterklasse im Befreiungsprozeß 
setzt das Bündnis mit anderen Klassen und Schichten - aus­
genommen die reaktionären, antinationalen Kräfte - voraus. 
Bereits Friedrich Engels schrieb 1845, daß zU den kommunisti­
schen Streitkräften die demokratischen Massen gehören (Marx­
Engels, Werke, Band II, S.613). Dieses Bündnis der Arbeiter­
klasse mit allen anderen demokratischen Kräften findet seinen 
Ausdruck besonders im Mehrparteiensystem, wie es seit 1945 
in unserer Republik verwirklicht wird. 

Das gemeinsame Ziel der Zerschlagung des Faschismus und 
der Errichtung demokratischel' Verhältnisse verband zunädlst 
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die Angehörigen der versdliedenen Parteien im gemeinsamen 
Kampf. Das war der Ausgangspunkt für das Entstehen der 
Gemeinsamkeiten der demokratischen Parteien, der Block­
politik, zur Verwirklichung der Bündnispolitik. Das bedeutet 
aber nicht, daß das Mehrparteiensystem eine allgemeine 
Gesetzmäßigkeit der sozialistischen Revolution ist, sondern es 
ist eine nationale Besonderheit des jeweiligen Landes, eine 
mögliche, aber wichtige Methode zur Venvirklichung der 
sozialistischen Revolution und der Bündnispolitik in diesem 
betreffenden Land. 

Das Mehrparteiensystem im Sozialismus ist eine völlig neue 
historische Erscheinung. Es stellt eine theoretische Bereiche­
rung des Marxismus-Leninismus dar, die sich in der' Praxis 
herausgebildet und beWährt hat. Das Mehrparteiensystem 
besitzt vollkommen andere Grundlagen als die kapitalistisdlen 
Koalitionen. Während das Mehrparteiensystem im Kapitalis­
mus Ausdruck der Widersprüche und Instrument des Klassen­
kampfes ist, ist es im Sozialismus ein Mittel zum gemeinsamen 
Kampf aller Volkskräfte. Die Grundlage und die Stellung des 
Mehrparteiensystems charakterisierte August Bach in seinem 
Referat auf dem 11. Parteitag der CDU wie folgt: 

"Das ETgebnis dieser Entwicklung - dessen sind wir gewiß -
ist die weitere Stärkung der auf ein friedliches und demo­
kratisches Deutschland gerichteten Kräfte unseres Volkes. Ihre 
starke Basis, ja ihr wichtigstes Instrument in diesem Kampf 
ist unseT deutscher Arbeiter-und-Bauern-Staat mit seiner 
sozialistischen Ordnung. Je weiter wir sie vervoHkommnen, 
je mehr wir sie festigen, desto schneller und wirkungsvoller 
kommen wir voran bei der Erfüllung der geschichtlichen Auf­
gaben unserer Republik: den Frieden zu erhalten, die Geschicke 
unserer Nation zum Guten zu wenden und: ganz Deutschland 
zu neuer Blüte zu führen. 

Unsere Partei ist auf diesem Wege und bei seiner tatkräf­
tigen Mitgestaltung ihrem Gründungsaufruf vollauf t!~U ge­
blieben. Die damals als rettender Ausweg aus dem pohtischen 
Gegeneinander der Volkskräfte geborene Forderung nach 
enger Zusammenarbeit aller demokratischen Parteien: ist in 
der großen sozialistischen Volksbewegung der Nattonalen 
Front in der politisch-moralischen Einheit . unseres Volkes 
Wirkiichkeit geworden. In unserem sozialistischen Staat haben 
wir christlichen Demokraten unseren geachteten und verpflich­
tenden Platz . 

Die damals ausgesprochene Erkenntnis von der besonderen 
Verantwortung und Kratt der Arbeiterklasse hat heute Gestalt 
gewonnen in dem vertrauensvollen Zusammenwirken .~ller 
Parteien im Demokratischen Block. Das eTprobte und bewahrte 
Mehrparteiensystem unserer Republik unter der FühTU,'1'1:g der 
Partei der Arbeiterklasse ist untrennbarer Bestandtetl der 
Ordnung unserer Republik.«~) 

4) Referat des Parteivorsitzenden auf dem 11. Parteitag, 2. Bulletin, 
S.32 
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Im Laufe der Dur~hführung der sozialistischen Revolution 
in unserer Republik hat sich das Mehrparteiensystem ständig 
weiterentwickelt; die Zusammenarbeit ist konkreter, das 
Bündnis damit enger geworden. Die ehemals bürgerlichen 
Parteien haben sich zu demokratischen Parteien der Nationalen 
Front entwickelt, ihre Mitglieder haben sich durch die sozia­
listische Umgestaltung in die Kollektive der sozialistisch arbei­
tenden Werktätigen eingereiht. 

Das Mehrparteiensystem im Sozialismus verkörpert die 
Gemeinsamkeit der Grundinteressen aller Schichten der Be­
völkerung. Es ist ein Ausdruck. und eines der Instrumente des 
Bündnisses aller Werktätigen mit dem Ziel, den Sozialismus 
aufzubauen, den Frieden zu sichern und das Aufblühen der 
deutschen Nation zu gewährleisten. Es dient dem Zusammen­
schluß des Volkes um die Arbeiterklasse; es ist also unmittel­
barer Ausdruck der politisch-moralischen Einheit unseres Vol­
kes und dient zugleich der weiteren Festigung diesei- Einheit, 
indem es auf die parteilosen Bürger als erstrebenswertes Vor­
bild der Einheit und Geschlossenheit wirkt. Unionsfreund 
Dr. Johann-Gottfried Neumann deutete die dem Mehrparteien­
system innewohnende politische Kraft in seinem Diskussions­
beitrag auf dem 11. Parteitag der CDU wie folgt: 

Weil aber diese Ein'heit und Geschlossenheit in den Grund­
fragen unserer Nation in einer echt~n Bewältigupg der Ver­
gangenheit einem Wachstumspro:;eß I.n allen .~relsen unserer 
Bevölkerung entspricht, deshalb .Ist. dIese P?lit!sch~ K~aft zu­
gleich Ausdruck: einer echten geistigen FreIhe.lt, SIe ~Ich nur 
gebunden weiß im Gesamtinteresse und damIt zugleIch dem 
des einzelnen Bürgers. "5) 

Auch von dort her wird verständlich, was in den Thesen der 
Ideologischen Kommission beim Politbüro des Zentralkomitees 
der SED zum 15. Jahrestag der DDR ausgedrückt wird: 

Noch niemals in der deutschen Geschichte war die Gemein­
sa::nkeit der friedliebenden und patriotischen Kräfte unseres 
Volkes so festound unzerstörbar wie heute in der Deutsch.en 
Demokratischen Republik. Mit der moralisch-politischen Et'1~­
heit der Bevölkerung entstand eine gesellschaftliche Kraft, dte 
unbesiegbar ist und der in ganz Deutschland die Zukunft ge-
hört."G) . 

Mit Hilfe der Blockpolitik werde'n die bestehenden Wlder­
sprüche: die im Laufe der sozialistischen Revolution auftreten, 
leichter gelöst und beseitigt. 

Das bestimmende Merkmal des Mehrparteiensystems ist die 
führende Rolle der Partei der Arbeiterklasse im gesellschaft­
lichen staatlichen wirtschaftlichen und kulture llen Leben und 
darü~r hinaus a~ch in der Zusammenarbeit der Parteien und 
Massenorganisationen in der Nationalen Fro~t. über.~ugung, 
Unterstützung und Beispiel sind die demokratischen Fuhrungs-

5) Dr. Neumann auf dem 11. Parteitag der CDU, 3. Bulletin, S. 4 
6) Thesen der IdeologisChen Kommission beim politbüro des Zentral­

komitees der SED zum 15. Jahrestag .der DDR, ND Nr. 231 vom 
22. 8. 1964 
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methoden der Arbeiterklasse im Mehrparteiensystem. Die 
anderen demokratischen Parteien nehmen durch Vorschläge 
und durch unmittelbare Beteiligung an der Machtausübung in 
den Staatsorganen aktiven Anteil am Aufbau des Sozialismus. 
Ihre spezifischen Beiträge zur Unterstützung der Politik ent­
sprechen ihren speziellen Kenntnissen und Erfahrungen, den 
spezifischen Traditionen und weltanschaulichen Positionen der 
Schichten der sozialistischen Werktätigen, die sie vorwiegend 
repräsentieren. Wolfgang Heyl hat den Beitrag der CDU in 
seinem Referat auf dem 11. P arteit ag wie folgt umrissen: 

" Wir wollen aus christlicher Verantwortung den Menschen 
unserer Tage dazu verhelfen, unsere Entwicklung zu verstehen. 
Sie solZen selbst in der Lage sein, an ihrer eigenen Zukunft 
mitzugestalten. Schon immer haben wir das als unseren spezi­
fischen Beitrag zur Festigu71g unserer Deutschen Demokrati­
schen Republik, zur Festigung der politisch-moralischen Ein­
heit unseres Volkes betrachtet, den uns niemand anders ab­
nehmen kann."7) 

In seinem Schlußre'ferat auf dem 11. Parteitag charakteri­
sierte Gerald Götting diesen spezifischen Beitrag mit folgenden 
'"",orten: ' 

" Die Begegnung vom 9. Februa'r 1961 in Berlin und die 
Unterredung am 18. August 1964 auf der Wartburg wären un­
de71kbar gewesen, wenn nicht Hunderttausende Christen unse­
rer Republik sich in ihrer politischen Haltung und ihren gesell­
schaftlichen Taten für die friedliche Politik unseres Staates und 
für die gemeinsame Arbeit aller Bürger am Aufbau des Sozia.­
lismus entschieden hätten. Diese Entscheidung wiederum 
wurde politisch vorgezeichnet und beispieZhaft praktiziert von 
den Mitgliedern unserer Partei. So haben wir, liebe Freunde, 
einen wesentlichen Anteil daran, daß jene tragfähigen und in 
die Zukunft weisenden Voraussetzungen geschaffen werden 
konnten, auf denen sich heute die moralisch-politische Einheit 
von Marxisten und Christen gestaltet und immer mehr festigt. 
Darin liegt die wichtigste Errungenschaft unseres gemeinsamen 
Kampfes . .. "8) 

Die Mobilisierung allel' Werktätigen für die Lösung der öko­
nomischen Aufgaben beim umfassenden Aufbau des Sozialis­
mus ist zur Zeit die Hauptaufgabe aller Parteien. Sie alle neh­
men aktiv teil an der LeLtung von Staat und Wirtschaft und 
tragen somit zur Weiterentwicklung und Festigung der poli­
tisch-moralischen Einheit unseres Volkes unmittelbar bei. Auf 
dem VI. P arteitag der SED im Jahre 1963, auf dem das Pro­
gramm für den umfassenden Aufbau des Sozialismus angenom­
men wurde, zu dem sich dann alle Blockparteien bekannten, 
betonte Walter Ulbricht, daß "sich auch die Blockparteien 
mehr als bisher den Problemen der Durchführung des Planes 

7) Wolfgang Heyl aut dem 11. Pa r teitag dei' CDU, 3. Bulletin, S. 19 
8) Gerald Götting, Schlußwort auf dem 11. Parteitag der CDU, 5. Bul­

letin, S. 17 
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und der sozialistischen Ökonomik widmen müssen. Sie dürfen 
sich nicht auf Teilfragen beschränken." Mit dem Sieg der 
sozialistischen Produktionsverhältnisse und der Veränderung 
der Klassenstruktur sind also neue Bedingungen für das Wir­
ken der Blockparteien geschaffen; neue Aufgaben harren ihrer 
Lösung. 

Das macht erforderlich, daß die Vorstände und Mitglieder 
der Parteien verstärkt in der Nationalen Front mitarbeiten, 
weil gerade im Rahmen dieser gewaltigen Volksbewegung die 
Spezifik der einzelnen Parteien, aber zugleich auch die füh­
rende Rolle der Arbeiterpartei verwirklicht werden können. 
So übergab bereits im Jahre 1963 der größte Teil der Orts­
gruppen der CDU ihre aus dem Volkswirtscbaftsplan abgelei­
teten Arbeitsprogramme den Ortsausschüssen der Nationalen 
Front und stellte sich damit bewußt unter die öffentliche, 
gesellschaftliche Kontrolle. 

Immer mehr rücken die ideologischen Probleme der ökono­
mischen Aufgaben in den Mittelpunkt der Arbeit der Block­
parteien. Der Kampf um die allseitige Durchsetzung der öko­
nomischen Gesetze des Sozialismus auf allen Gebieten der 
Volkswirtschaft, die Erziehung aller Parteimitglieder und 
nahestehenden Schichten der sozialistischen Werktätigen zum 
ökonomischen Denken muß im Mittelpunkt der Parteiarbeit 
stehen. 

* Die Entfaltung der politisch-moralischen Einheit ist, wie aus 
der bisherigen Darstellung hervorgeht, ein komplizierter Ent­
wicklungsprozeß. Diese Einheit zu festigen fordert, eine Viel­
falt von Initiativen, Talenten und Fähigkeiten in allen Bevöl­
kerungsschichten aufzudecken und wirksam werden zu lassen. 
Aus a llem Gesagten ergibt sich, daß in der Etappe des um­
fassenden Aufbaus des Sozialismus die höhere Qualifizierung 
und Schulung, d. h. die Herausbildung eines sozialistischen 
Staatsbewußtseins, gesetzmäßig zur Kernfrage der gesamten 
Arbeit geworden ist. 

In der Entwicklung des Mehrparteiensystems spiegelt sich die 
neue Qualität der sozialen Beziehungen nach dem Sieg der 
sozialistischen Produktionsverhältnisse wider. Das Charak­
teristische in der Zusammenarbeit der Parteien und in der 
Tätigkeit der einzelnen Blockparteien ist jetzt nicht mehr, die 
Beziehungen zwischen sozialökonomisch unterschiedlichen Klas­
sen und Schichten herzustellen und zu festigen und die mit 
der Arbeiterklasse verbündeten Srhichten an den .Sozialisrrius 
heranzuführen, sondern zu Kernfragen aurh des Bündnisses 
werden jetzt die Festigung der sozialistisrhen Produktions­
verhältnisse und die Entwicklung sozialistischer Beziehungen 
im Rahmen der ganzen Gesellschaft durch die rasche Ent­
faltung der Produktivkräfte auf allen Gebieten. 

Hauptinstrument für den Aufbau des Soziahsmus ist die 
Staatsmacht. Die Nationale Front unterstützt durch ihre erzie­
herische .. Arbeit die Leitungstätigkeit der Organe der Staats-
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macht. Nationale Front und Staatsrnacht bestehen nicht neben­
einander, sie stehen sich auch nicht gegenüber. Die Nationale 
Front repräsentiert die gesamte Politik der Arbeiter-und­
Bauern-Macht, die Politik aller gesellschaftlichen Kräfte in der 
DDR unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer Partei. Die 
Nationale Front hat also die Auf&'lbe der Erziehung der Men­
schen zum Sozialismus und die der Mobilisierung der Massen 
für diese Aufgabe. Die Mitglieder aller Parteien sowie alle 
parteilosen Bürger müssen infolgedessen in den sozialistischen 
Erziehungsprozeß einbezogen werden. 

Die staatlichen Organe wiederum können nur wirksam lei­
ten, wenn es eine Kraft gibt, die die Masse der Bevölkerung 
an die Lösung der staatlichen Aufgaben heranführt - das ist 
die Arbeit der Nationalen Front. Die Hauptaufgabe der Natio­
nalen Front ist es, Menschen zu erziehen, die erfüllt sind von 
hohem sittlichem Bewußtsein, von Solidarität für alle fort­
schrittlichen, demokratischen Kräfte, von Begeisterung für die 
Gestaltung des neuen, sozialistischen Deutschland; Menschen 
die bereit sind zum Kampf gegen die Feinde des schaffende~ 
Volkes und für unser sozialistisches Aufbauwerk. 

II. Die Nationale Front vereint alle Bürger unserer Republik 

im Kampf für Frieden und Sozialismus 

Aus den bisherigen Darlegungen ergibt sich die Schlußfolge­
rung, daß allein die deutsche Arbeiterklasse nach den Entwick­
lungsgesetzen der Gesellschaft, im Bündnis mit den werktäti­
gen Bauern,,-nd den anderen werktätigen Schichten, befähigt 
ist, in Deutschland die kapitalistische Ausbeutergesellschaft zu 
beseitigen und den Sozialismus zum Siege zu führen. Die 
Arbeiterklasse ist auch in Deutschland vor die geschichtliche 
Aufgabe gestellt, die Führung der Nation zu übernehmen. -
In den nun folgenden Ausführungen soll zunächst gezeigt 
werden, wie die deutsche Arbeiterklasse - unter Führung ihrer 
marxistisch-leninistischen Kampfparlei - stets die Interessen 
der Nation vertrat. 

Bereits im Jahre 1930 bewies die KPD in ihrem "Programm 
zur nationalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes" 
daß nur die Herstellung der Aktionseinheit der Arbeiterklass~ 
und die Gewinnung breitester Volksmassen der einzig mögliche 
Weg ist, der faschistischen Diktatur entgegenzutreten. Diese 
Notwendigkeit wurde im Aufruf des Zentralkomitees der 
KPD vom 25. März 1932, der zur antifaschistischen Aktion auf-
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forderte, erneut begründet. Ernst Thälmann forderte in seinem 
offenen Brief vom 27. Februar 1933 die Sozialdemokraten zur 
Bildung der Einheitsfront auf. Darin heißt es u. a.: 

\ "Wenn wir gemeinsam kämpfen, werden wir Millionen von 
armen Bauern auf dem Lande, Millionen von Angestellten, 
Beamten, Mittelständlern in den Städten mit uns reißen in die 
gemeinsame Front des antifaschistischen Freiheitskampfes."9) 

Die KPD war also bestrebt, alle Men!:ichen, die sich gegen 
die faschistische Unterdrückung stellten, unter einem Banner, 
dem des Kampfes für den Frieden und gegen den Faschismus, 
zu vereinigen. Vor allem rangen solche hervorragenden Ver­
treter der KPD wie Wilhelm Pieck und Walter Ulbricht 
beharrlich um die Herstellung der Aktionseinheit der deut­
schen Arbeiterklasse g'egen die faschistische Diktatur und um 
die Schaffung der antifaschistischen Volksfront. 
• Sie standen auch an der Spitze des Kampfes um die Durch­

setzung des Programms zum Sturz des faschistischen Regimes 
und um den Aufbau eines neuen, demokratischen Deutschlands. 
Vertieft wurde der Volksfrontgedanke auf dem VII. Welt­
kongreß der Kommunistischen Internationale im August 1935, 
der die neue Strategie und Taktik zur Herstellung der Einheits­
und Volksfront erarbeitete. Daraus zog die KPD auf ihrel' 
Parteikonferenz in Brüssel im Oktober 1935 entsprechende 
Schlußfolgerungen: 

"Die Parteikonferenz ... beschloß eine Politik, die der neuen, 
nach der Machtergreifung des Hitlerfaschismus in Deutschland 
entstandenen Lage entsprach. Diese Politik der Partei rückte 
den Kampf um die demokratischen Rechte und Freiheiten des 
Volkes in den Mittelpunkt. Die neue Strategie und Taktik der 
Partei war auf den Sturz der Hitlerregierung, die Verhinde­
derung des Krieges und die Schaffung einer Koalitionsregie­
rung der Arbeitereinheitsfront gerich~t."lO) 

Die KPD en twickelte auf der Brüsseler Parteikonferenz das 
Programm zur Herstellung der Aktionseinheit der deutschen 
Arbeiterklasse und zu r Schaffung der antifaschistischen Volks­
front, als Ausdruck eines breiten antifaschistisch-demokrati­
schen Bündnisses, das von der Arbeiterklasse bis zur national­
gesinnten Bourgeoisie reichte. Die KPD war die e inzige 
deutsche Partei, die mit ihrem nationalen Programm den Weg 
zur Lösung der nationalen Frage und zum Sozialismus in 
Deutschland wies. 

Diese einzige deutsche Partei, die damals dem faschistischen 
Ansturm eine echte Alternative, ein mit den Erfordernissen der 
Zeit und den Gesetzmäßigkeiten, der Menschheitsentwicklung 
übereinstimmendes Programm entgegenstellte, ist in der Bun­
desrepublik noch immer ihrer Legalität beraubt ! Die Volks­
front, heute angesichts dcr antinationalen und friedensbedrl>­
henden Politik der westdeutschen Ultras nötiger denn je, be-

9) zitiert nach: W. Ulbricht " Wir erfüllen E r nst Thälmanns Ve rmächt­
nis", Be rlin 1953, 5.12 

10) Grundriß d e r Geschichte d e r deutsche n Arbeite rbewegung, Die tz 
Ve rla g, Be rlin 1963, S. 179 

20 

I 

steht in der Bundesrepublik nicht. In der Deutschen Demo­
kratischen Republik dagegen erfüllt diese Volksfront in 
Gestalt der Nationalen Front des demokratischen Deutschland 
ihre geschichtliche Aufgabe. August Bach charakterisierte diese 
Gesetzmäßigkeit in seinem Referat auf dem 11. Parteitag der 
eDU wie folgt: 

"Die Fronten in Deutschland sind klar : Dort ein Staat, der 
zum Kriege drängt - hier ein Staat, der alles tut, um seine 
Friedensmission zu erfüllen! Dort ein Staat, der nichts unter­
nommen hat. um die Vergangenheit zu bewältigen, sondern 
im Gegenteil nichts unterlassen hat, um diese Vergangenheit 
wieder .zur friedensbed.rohenden Gegenwart werden zu las­
sen - hier bei uns ein Staat, der im Bunde mit der Zukunft 
imstande ist, die Gegenwart zu gestalten und die Wende in 
der deutschen Geschichte, die Wende zum Guten, .zu Frieden 
und Sozialismus herbeizufii,hren!"l1) 

Unionsfreund Götting stellte in seinem Schlußwort auf dem 
11. Parteitag der CDU hierzu analog fest: 

"Mit aUer :DeutZichkeit zeigt die gegenwärtige WeUlage, daß 
wir uns in unserer Republik im Gleichschritt mit dem Gang 
der Weltgeschichte vorwärtsbewegen. WestdeutschZand dagegen 
mit der friedensfeindZichen und antikommunistischen Politik 
seiner Regierung ist hinter der Entwicklung in der Welt, hin­
ter unserer Deutschen Demokratischen Republik um eine ganze 
historische Epoche zurückgeblieben. Aber die BundesrepubZik 
wird nicht für immer ein Vorposten des kalten Krieges und 
ein Naturschutzpark des Monopolkapitalismus bleiben. "12) 

Eine künftige Volksfront wird auch in der Bundesrepublik . 
die Wende herbeiführen. 

"'; 
Die Idee der Volksfront verbreitete sich nach der Blilsseler 

Konferenz zunehmend. In Paris 'wurde im Jahre 1936 der 
"Ausschuß zur Vorbereitung einer deutschen Volksfront" ge­
oHdet. In ihm waren unter dem Vorsitz Heinrich Manns Kom­
munisten, Sozialdemokraten, parteilose Angehöri.ge der Inte l­
ligenz und bürgerliche Politiker vereint. Angeregt durch das 
Zentralkomitee der ~PD, veröffentlichte dieser Ausschuß im 
gleichen Jahr das erste programmatische Dokument zur Bil- '" 
dung einer deutschen Volksfront. Diesen Aufruf zur "Samm­
lung und Besinnung der Kräfte" unterschrieben sowohl her­
vorragende Kommunisten wie Wilhelm Pieck und Walter U1-
bricht, Sozialdemokraten wie Rudol! Breitscheid als auch Ver­
treter der fortschrittlichen Intelligenz, Künstlel' und Schrift­
steller wie z. B. Heinrich Mann, Lion Feuchtwanger, Arnold 
Zweig, Johannes R. Becher, Egon Erwin Kisch und Rudol( 
Leonhard. 

11) Re fe rat des Pa r tei vo rs Itzenden a uf dem 11. Parteitag d e r CDU , 
2. Bulletin, S. 14 

12) G e rald Göt tin g auf d em 11. Parteitag der CD U. 5. B ulle ti n . S. 19 
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Während das faschistische Regime immer mehr zu offenen 
Aggressionen überging, Österreich und die Tschechoslowakei 
"heim ins Reich führte", bildeten sich unter den Arbeitern und 
Bauern sowie den Angehörigen des Mittelstandes Keime einer 
Antikriegsbewegung, die sich in verschiedenen Widerstands­
aktionen äußerte, heraus. Unter Berücksichtigung der neuen 
S~tuation, nämlich der ständig zunehmenden Kriegsgefahr, rief 
die Berner Konferenz der KPD 1939 die deutsche Arbeiter­
klasse und alle anderen deutschen Patrioten auf sich zusam­
menzuschließen, den Hitlerfaschismus zu stür~n und eine 
deutsche demokratische Republik zu schaffen. Diese Republik 
sollte aus dem gemein~amen Kampf aller patriotischen Kräfte 
hervorgehen - eine Republik, in der die Macht wahrhaft vom 
Volke ausgeht, in der die Arbeiterklasse im festen Bündnis mit 
der befreiten Bauernschaft, dem Mittelstand und der Intelli­
genz ein neues Leben in Frieden und Freundschaft mit allen 
Völkern aufbaut. _ 

Schritt für Schritt wurden die Beschlüsse von Brussel und 
Bem im antifaschistischen Kampf verwirklicht. In gemein­
samen Aktionen kommtulistischer, sozialdemokratischer christ­
licher und parteiloser Arbeiter in den Betrieben s~wie in 
gemeinsamen Aktionen antifaschistischer Widerstandsgruppen 
wurde das offenbar. Besonders in den antifaschistischen 
Widerstandsgruppen wurde der Volksfrontlgedanke verwirk­
licht, standen hier doch unter Führung der Kommunisten die 
Antifaschisten aller Klassen und Schichten zusammen. 

Bei Ausbruch des Krieges sah sich die antifaschistische 
Widerstandsbewegung vor neue Aufgaben gestellt. Nachdem 
es nicht gelungen war, den Ausbruch des Krieges zu verhin­
dern, galt es jetzt, alles zu tun, um ilm so schnell wie möglich 
zu beenden. Daß der Widerstandskampf an Stärke zunahm, 
besonders nach dem überfall auf den jungen Sowjetstaat 
zeigte der Aufruf von 158 Soldaten, Arbeitern, Bauern, An~ 
gestellten und Intellektuellen "An das deutsche Volk" vom 
10. Oktober 1941. Damit wurde deutlich, in welchem Maße sich 
die Politik der Partei der Arbeiterklasse auf alle Schichten aus:'" 
wirkte. 

Zur Zeit der Schlacht 'an der Wolga verstärkte sich der 
KamJ?f der antifaschistischen Widerstanct.sgruppen in Deutsch­
land immer mehr. Es galt nun. alle patriotisch gesinnten Kräfte 
in der Heimat und in der Emigration um ein nationales Zen­
trum des Widerstandskampfes zusammenzuschließen. Auf 
Initiative des Zentralkomitees der KPD und unter Anleitung 
bewährter Arbeiterführer vollzog sich am 12./13. Juli 1943 die 
Gründung des Nationalkomitees "Freies Deutschland" (NKFD). 
Ihm gehörten Vertreter aller Klassen und Schichten an, d. h. 
Arbeiter, Bauern, Angehörige der Intelligenz, Soldaten Offi­
ziere, Reichstagsabgeordnete der KPD, Gewerkschaftsfu'nktio­
näl'e, Schriftsteller, Vertreter aller politischen und religiösen 
Bekenntnisse. Präsident wurde der Schriftsteller Erich Wei­
nert, als Reichstagsabgeordnete gehörten dem Komitee Wil-

I helm Pieck, Walter Ulbricht und Wilhelm FIOl;n an. 
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Das von der Gründungskonferenz einmütig beschlossene 
"Manifest an die Wehrmacht und das deutsche Volk" gab Ant­
wort auf die grundlegenden Lebensfragen der deutschen 
Nation. Es stellte eine folgerichtige und exakte Anwendung 
der Beschlüsse der Brusseler und der Berner Konferenz der 
KPD auf die neue Lage in Deutschland dar. Das National­
komitee entwickelte sich zum politischen und organisatorischen 
Zentrum der deutschen Antifaschisten. Es war seinem Wesen 
nach die deutsche Antihitlerkoalition. Die Politik des Natio­
nalkomitees "Freies Deutschland" bestand darin, den Krieg 
durch den Sturz der Hitlerregierung zu beenden, den Friedens­
schluß durch die Kräfte der Arbeiterklasse, der bürgerlichen 
Antihitleropposition und der Opposition in der Armee herbei­
zuführen und die Leidenszeit zu verkürzen. Unter Leitung der 
Vertreter des Politbüros der KPD bereitete sich das National­
komitee gleichzeitig auf den Neuaufbau eines antifaschisti.sch­
demokratischen Deutschlands vor.13) 

Damit hatte sich eine neue Qualität des antifaschistischen 
Widerstandes herausgebildet. Die erste Organisation einer 
deutschen Volksfront, gestützt auf eine breite Basis, war ent­
standen. Das NKFD leistete u. a gute Vorarbeit für die Ge­
staltung des künftigen neuen, demokratischen Deutschland. 
Auf den Gebieten der Ökonomie, der Sozialpolitik, der Rechts­
pflege und der Kultur berieten Arbeitsgruppen, wie der künf­
tige demokratische Aufbau in Deutschland vor sich gehen 
sollte. Auch eine Arbeitsgruppe für kirchliche Fragen war im 
NKFD tätig. Der evan&:elische Pfaner Schröder erklärte da­
mals: 

"Wir rufen Sie nicht zu politischen Abenteuern, sondern zu 
christlichem Samariterdienst am deutschen Volk. Wir rufen 
Sie zur Gemeinschaft, zum Zusammenschluß mit allen, die 
Deutschland aus reinem Herzen und mit reinen Händen helfen 
wollen. Wenn aber irgendwo, dann sind Herzen und Hände 
vereint in unserer Bewegung ,Freies Deutschland'."!") 

* Nachdem die Sowjetarmee das faschistische Deutschland 
besiegt hatte, war es den antifaschistisch-demokratischen 
Kräften in Deutschland möglic1:J, ihre Arbeit in vollem Umfang 
aufzunehmen. Reich an Erfahrungen, gewonnen im illegalen 
Kampf, scharte die KPD alle fortschrittlichen Kräfte zur Er­
richtung der neuen, demokratischen Ordnung um sich. Ihr 
Aufruf dazu sowie das von ihr entwickelte antifaschistisch­
demokratische Programm entsprachen nicht nur den Interessen 
der Arbeiterklasse, sondern denen aller Klassen und Schichten 
des deutschen Volkes, natürlich mit Ausnahme der Monopoli­
sten, Militaristen und Junker. Dieses zugleich nationale 
Aktionsprogramm der KPD vom 11. Juni 1945 stellte nicht nur 
die Basis für die Aktionseinheit der Arbeiterklasse dar, son­
dern war gleichzeitig die Grundlage für die Bildung der Ein-

13) vgl. Grundriß. a. a. 0., S. 191 f. ~ 
14) zitiert nach: ,.Das Nationalkomitee Freies Deutschland", Hefte aus 

BurgsCheidungen 35136, S. 32 
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heitsfront aller demokratischen,friedliebenden, antifaschisti­
schen, nationalgesinnt.en Kräfte des deutschen. Volkes, eine 
breite, gesamtnationale Plattform. \ 

Diese Politik der Volksfront bestand dann ihre Bewährungs­
probe im Block del' antifaschistisch-demokratischen Parteien 
und in der Volkskongreßbewegung für Einheit und gerechten 
Frieden. Von den Parteien des Blocks, mit der Partei der Ar­
beiterklasse an der Spitze, wurden alle revolutionären Maß­
nahmen - wie demokratische Bodenreform, Beseitigung del' 
Monopole, Enteignung von Betrieben der Kriegsverbrecher, 
Schul- und Justizreform, Schaffung einer demokratischen Ver­
waltung - gemeinsam beraten und durchgeführt. Erstmalig 
entstand in einem Teil Deutschlands, der damaligen sowjeti­
schen Besatzungszone, ein Bündnis der demokratischen Kräfte, 
die gemeinsam den Weg zur Befreiung der Nation beschritten 
und unter Führung der Partei der Arbeiterklasse gemeinsam 
darangingen, die kommenden AUf\gaben zu lösen. 

Von entscheidendel' Bedeutung hierfür war in dieser Periode 
die Vereinigung del' bei den Arbeiterparteien - KPD und 
SPD - zur Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands im 
April 1946. Damit erhielt dip. deutsche Arbeiterklasse eine ver­
einte revolutionäre Kampfpartei, die von nun an den demo­
kratischen Kräften in ihrer Gesamtheit Weg und 2i.et weisen 
sowie verstärkte Unterstützung im patriotischen Kampf geben 
konnte. 

Als sich im Herbst 1947 die politisrne Lage in Deutschland 
verschärfte, d. h. die imperialistischen Kräfte in den West­
zonen gemeinsam mit der rechten SPD-Führung die Verwirk­
lichung deii Potsdamer Abkommens hintertrieben und sich 
gegen die Einheit der Arbeiterklasse stellten, war es die SED. 
die einen gesamtdeutschen Volkskongreß vorschlug. Patrioten 
aus allen Teilen Deutschlands - insgesamt 2215 Delegierte -
traten am 6./7. Dezember 1947 in Berlin zum ersten Deutschen 
Volkskongreß für Einheit und gerechten Frieden zusammen. 
Die Kongreßbewegung war unter den damaligen historischen 
und po1itischen Bedingungen die geeignete Form, um breite 
Kreise der Bevölkerung um die Arbeiterklasse zu scharen und 
in festem Bündnis, unter Führung der revolutionären Partei 
der Arbeiterklasse, zusammenzuschließen. Die darin offenbar 
werdende breite Kampffront reichte von der Arbeiterklasse 
bis zu patriotisch gesinnten Kräften der Bourgeoisie in allen 
lI'eilen Deutschlands. 

Die deutsche Voll<skongreßbewegung war von Anbeginn 
ihrem Charakter nach eine antifaschistisch-demokratische, eine 
antiimperialistische Bewegung, die als einzige deutsche Be­
wegung gesamtdeutschen Charakter trug. Sie war eine wahr­
haft revolutionäre Volksbewegung, sich richtend gegen die 
Hauptfeinde der deutschen Einheit und die Gegner eines ge­
rechten Friedensvertrages. Sie strebte eine antifaschistisch­
demokratische Entwicklung, getreu dem Potsdamer Abkom_ 
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men, für ganz Deutschland an, richtete sich also gegen die 
imperialistischen, faschistischen und militaristischen Kräfte, 
die Deutschland schon zweimal ins Verderben gestürzt hatten. 

"Diese Bewegung stützte sich auf die antifaschistisch-demo­
kratische Ordnung in Ostdeutschland und hob den Kampf der 
patriotischen Kräfte auf eine höhere SttLje.«JJj) 

Die Volkskongreßbewegung war umfassender als der anti­
faschistisch-demokratische Block; dieser schloß die Mitglieder 
der Parteien und wichtigsten Massenorganisationen zusammen, 
sie dagegen vereinigte in sich alle nationalgesinnten und 
patriotischen Kräfte der Arbeiterklasse, der Bauern, der Intel­
ligenz, des Handwerks und des Bürgertums. Sie trug wesent­
lich dazu bei, das Bündnis der Arbeiterklasse mit allen Schich­
ten der Bevölkerung zu festigen, half mit, die faschistische 
Ideologie zu überwinden und ein neues, demokratisches Be­
wußtsein zu entwickeln. 

Die Volkskongreßbewegung bekämpfte jede auf die Spaltung 
Deutschlands gerichtete Politik. Mit Hilfe der imperialisti_ 
schen Besatzungsmächte unterdrückten die Feinde des Volkes 
die Volkskongreßbewegung in den Westzonen. Angesichts 
dieser ernsten Situation wurde der zweite Volkskongreß zum 
17./18. März 1948 einberufen. Dieser Kongreß beschloß, die 
damalige sowjetische Besatzungszone allseitig zu stärken, da­
mit sie die Basis der Arbeiterklasse und all ihrer Verbündeten 
für _den Kampf gegen die Spaltung Deutschlands darstellen 
konnte. Um diese große, verantwortungsvolle Aufgabe lösen 
zu können, wählte dieser Volkskongreß aus seiner Mitte als 
Führungsorgan den Deutschen Volksrat. Letzterer arbeitete 
mit Hilfe seiner Ausschüsse und Arbeitsgruppen die Pläne für 
eine künftige Demokratische Republik aus; er erarbeitete und 
beriet mit Millionen Bürgern den Verfassungsentwurf. Außer­
dem führte er ein Volksbegehren über einen Volksentscheid 
zur Frage der Einheit Deutschlands durch und fixierte mit dem 
Friedensmanifest die Grundsätze für einen gerechten Friedens­
vertrag. 

Während in der sowjetischen Besatzungszone sich die Volks­
kongreßbewegung in ihrer Tätigkeit frei entfalten konnte, 
erfolgten in den Westzonen die separate Währungsreform und 
die Bildung des sogenannten "Parlamentarischen Rates". Dieser 
billigte später den Entwurf des Grundgesetzes für einen west­
deutschen Separatstaat. Als Folge davon wurden in den West­
zonen die Wahlen zum 3. Deutschen Volkskongreß verboten. 
Die imperialistischen Westmächte gemeinsam mit dem Parla­
mentarischen Rat verabschiedeten dann das Besatzungs- und 
das Ruhrstatut und trafen alle organisatolischen Vorbereitun­
gen zur Bildung eines westdeutschen Seperatstaates, der späte­
ren Bundesrepublik Deutschland. 

Am 5. und 6. Mai 1949 beteiligten sich in der sowjetischen 
Zone 95,2 Prozent aller Wahlberechtigten an den Wahlen zum 

15) Grundti ß . a. 8. 0., s. 222 
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3. Deutschen Volkskongreß. Davon stimmten 66,1 Prozent dem 
Programm und den Zielen der Volkskongreßbewegung zu. In 
zahlreichen Aufrufen, Entschließungen, Versammlungen und 
individuellen Aussprachen wurden in Vorbereitung zu diesem 
Kongreß vor allem die politisch-ideologischen Probleme von 
allen antifaschistisch-demokratischen Parteien und Massen­
organisationen geklärt, das Interesse der Werktätigen geweckt 
und deren Initiative gefördert. Die aus dieser massenpolitischen 
Arbeit gewonnenen Erkenntnisse schlugen sich im "Manifest 
an das deutsche Volk" nieder, das Vorschläge für die Lösung 
der deutschen Frage und den Abschluß eines Friedensvertrages 
enthielt und auf dem 3. Deutschen Volkskongreß verabschiedet 
wurde. 

Mit den Worten: "Es geht um den Zusammenschluß aller 
national gesinnten Kräfte" und getragen von der Erkenntnis, 
daß Einheit und Frieden vom deutschen Volk erkämpft werden 
müssen, rief der 3. Deutsche Volkskongreß zur Bildung der 
Nationalen Front des demokratischen Deutschland auf. In die-
sem 4ufru1 heißt es weiter: . I 

"Die Spaltung unseres Vaterlandes trifft jeden Deutschen und 
reißt die Familien auseinander._ Sie gefährdet den Arbeitsplatz, 
bedroht den Bauernhof, lähmt den Handel und Verkehr, ve.r­
nichtet den deutschen Arbeitsmarkt und hindert den Aus­
tausch kultureller und geistiger Wette. Arbeiter, Bauern, 
Handwerker, Fabrikanten, Kaufleute und Geistesschaffe~de: 
Ihr alle gehört in die Nationale Front! Immer breitere Scl:llch­
ten unseres Volkes empfinden den nationalen Kampf für Ein­
heit, Frieden und Abzug der Besatzungstruppen als Gebot der 
Stunde! 
Die Nationale Front richtet sich nicht gegen andere Völker, sie 
hat nichts mit Nationalismus zu tun. Sie will Verständigung 
und Freundschaft mit allen Völkern der Erde. Sie bekämpft 
darum auf das entschiedenste die Kriegstreiberei gegen die 
Sowjetunion und gegen die Volksdemokratien. 
Sie weiß sich eins mit den FL"iedenskräften der Welt, deren 
wachsende Stärke in den Weltfriedenskongressen und im Wi­
derstand gegen den Atlantik-Pakt zum Ausdruck kommt. 
Gegenüber der in Westdeutschland und im Westen Berlins be­
triebenen Kriegshetze stützen wir uns auf die Festigung der 
friedfertigen, antifaschistisch-demokratischen Ordnung in d~r 
Ostzone, auf den Friedenswillen der Massen und die AusbreL­
tung der Volkskongreß-Bewegung auch im Westen. Das ist 
der Weg zur Unabhängigkeit, zur Einheit Deutschlands, zum 
gerechten Frieden und zum Abzug der Besatzungstruppen. 
Nur so kann die Nation gerettet werden. Die Geschichte der 
Freiheitskämpfe aller Völker lehrt, daß der entschlossene, 
opferbereit€ Wille am Ende noch immer über fremde Diktate 
gesiegt hat. Der Deutsche Volkskongreß erwartet von allen 
Parteien und Organisationen, die sich in der Nationalen Front 
zus~mmengefunden haben, einen vorbehaltlosen Kampf in den 
nationalen Fragen des deutschen Volkes."16) 

'Nun karn es darauf an, die ökonomischen und politischen 
Grundlagen der antifaschistisch-demokratischen Ordnung in 
der damaligen Ostzone weiter zu stärken und damit zugleich 

16) z.iUert nach: Z. f. G., Jhrgg. 1959, S.1661 
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den Patrioten in allen Teilen Deutschlands den Weg zur demo­
kratischen Einheit Deutschlands zu weisen. Es galt, die bereits 
erzielten Erfolge der Arbeiter, werktätigen Bauern, der Intel­
ligenZ" und der nationalgesinnten Kreise des Bürgertums zu 
festigen und damit diese Kräfte anzuspornen, noch weitere 
und größere Aufgaben, wie z. B. den Zweijahrplan, zu er­
füllen. - Der 3. Deutsche Volkskongreß war ein Höhepunkt im 
Ringen des deutschen Volkes um ein demokratisches Deutsch­
land und einen gerechten Friedensvertrag. Die Zusammenset­
zung des Kongresses, sein Ansehen in ganz Deutschland und 
die großen Aufgaben, die in seinen Beschlüssen zum Ausdruck 
kamen, bewiesen, daß der nationale Kampf des deutschen 
Volkes eine neue, höhere Stufe seiner Entwicklung erreicht 
hatte: Der aus den Delegierten gewählte Volksrat und die An­
nahme der Verfassung zeigten mit aller Deutlichkeit, daß es 
nunmehr eine auf Grund der allgemeinen, direkten und gehei­
men Wahlen legitimierte nationale Repräsentation des deut­
schen Volkes gabP) 

Das brachte auch Otto Nuschke, der Vorsitzende der CDU, in 
seinem Referat auf diesem Kongreß zum Ausdruck. Gleichzeitig 
legte er dar, daß alle Deutschen, die guten Willens sind, in den 
nationalen Grundfragen zusammenstehen müssen. Er sagte: 

"Die Nationale Front ist kein neues Schlagwort und noch we­
niger eine neue Firma. Sie ist die Zusammenfassung aller 
Deutschen, die sich bewußt sind, daß unsere Generation vor 
der Zukunft unseres Vaterlandes die Verantwortung trägt, das 
große deutsche Kulturvolk als Nation zusammenzuhalten. Jede 
Nation hat gemäß dem Natur- und Völkerrecht auch Ansprudt 
auf einen Nationalstaat. Die Einheit aber bedingt den Frieden, 
genauso wie ein echter Frieden die Einheit zur Voraussetzung 
~at. Wir wissen, daß Kräfte am Werk sind, die Gemüter zu 
verwirren. Aber das deutsche Volk würde vor der Geschichte 
abdanken, wenn es nicht begriffe, daß in Notzeiten ein Zu­
sammenstehen aller die Grundbedingung der nationalen 
Se1bstbehauptung ist. Darum muß die Arbeit unseres Volks-
kongresses fortgeführt und erweitert werden. . 
Unser Ziel: ein freies, einheitliches, demokratisches Vaterland 
wird sich gegen allen Unverstand und allen Widersachern zum 
Trotz durchsetzen, weil Deutschland leben muß, wenn Europa 
gesunden und die Welt den Friec1en bewahren sol1."18) 

Der Kongreß war erfüll t von dem Willen aller patriotischen 
Kräfte, die Spaltung Deutschlands zu verhindern. 

Auf den nationalen Verrat der westdeutschen Monopolherren 
und reformistischen SPD- und Gewerkschaftsführer durch die 
Bildung des westdeutschen Separatstaates gaben die deutsche 
Arbeiterklasse und mit ihr alle Patrioten die entsprechende 
Antwort. Der Parteivorstand der SED faßte am 4. Oktober 1949 
den Beschluß "Die Nationale Front und die Sozialistische Ein­
heitspartei" und legte ihn dem antifaschistisch-demokratischen 
Block zur Beratung vor. 

17) vgl. Z. f. G., Jhrgg. 1959, S. 1643 
18) zitiert nach: z. t. G .. .Thrgg. 1959. S. l656 
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Dieser Beschluß enthielt die politischen, ideologischen und 
organisatorischen Grundlagen für den Zusammen schluß aller 
patriotischen Kräfte zur Rettung der deutschen Nation. Es 
wurde darin dargestellt, daß die imperialistischen und milita­
ristischen Kräfte in Vergangenheit und Gegenwart nicht in der 
Lage waren, die nationale Frage zu lösen. Die Kräfte des Rück­
schritts führten Deutschland stets in die nationale Katastrophe. 
Allein die Kräfte des Fortschritts - unter Führung der Arbei­
terklasse und ihrer revolutionären Partei -J vermögen heute 
die nationale Frage zu lösen. "Gleichzeitig entwickelte die SED 
mit der Nationalen Front eine neue Form des Zusammen­
schlusses aller gesellschaftlichen Kräfte, um sie an die zweite 
Etappe der volksdemokratischen Revolution heranzufühl'en. 
Die N~tionale Front ermöglichte die Bildung einer breiten, bis­
her mcht bekannten sozialen Basis für den übergang zur sozia­
listischen Revolution. Sie bereitete den Weg, um alle Menschen 
- wenige reaktionäre und antinationale Elemente ausgenom­
men - zum Sozialismus zu führen."19) 

Als Ergebnis der antifaschistischen, demokratischen, fried­
liebenden und damit nationalen Bestrebungen und der überein­
stimmenden Haltung und Tätigkeit aller in der Nationalen 
Front vereinten patriotischen Kräfte wurde am 7. Oktober 1949 
die Deutsche Demokratische Republik - der einzig rechtmäßige 
deutsche Staat - gegründet. Der Deutsche Volks rat Ll'at am 
7. Oktober 1949 zusammen und konstituierte sich als Proviso­
rische Volkskammer und damit als erstes deutsches Volks­
parlament, Wilhelm Pieck erklärte dazu: 

"Die Legitimität dieses Vorganges besteht darin, daß die jetzige 
Zusammensetzung des Volksrates hervorgegangen ist aus der 
am 30. Mai dieses Jahres erfolgten Wahl durch den 3. Deut­
schen Volkskongreß, der wiederum durch die allgemeine Volks­
wahl von der deutschen Bevölkerung gewählt wurde."20) 

DeI' jahrzehntelange Kampf der deutschen Arbeite rklasse 
fand damit seine Erfüllung; denn es eIltstand mit dieser jungen 
Deutschen Demokratischen Republik eine feste Bastion der 
Demokratie und des Friedens in Deutschland. In seinem Schluß­
wort auf dem 11. Parteitag der CDU beurteilte Gerald Götting 
diesen entscheidenden Schritt rückblickend wie folgt: 

"Die Gründung unserer Deutschen Demokratischen RepubUk 
war die einzig mögliche und gültige Antwort unseres fried­
liebenden Volkes auf die staatliche Wiederbelebung der impe­
rialistischen Politik in Westdeutschland. Das entsprach auch 
der herangereiftem Entwicklung, die darauf drii..ngte, Aus dem 
Willen des Vollces geboren, den Gesetzen der gesellschaftlichen 
Vorwärtsentwicklung folgend, den Interessen der ganzen 
Nation verpflichtet, ist unsere Deutsche Demokratische Repu­
blik die staatliche Verkörpe-TUng der Zukunjtsgewißheit un­
seres ganzen Volkes. Sie ist zugleich die staatliche Gewähr für 

19) Z. I. G .. J hrgg. 1962, Sonderheit. S. 119 
20) zitie r t n ach: Dr. Karl Bitter, Kleine Do!cume ntensammlung, Die 

Nationale Front. 1960, S. 15 
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die Berechtigung des Vertrauens, das die anderen friedlieben­
den Völker in unser Volk setzen. 

Wer das, liebe Freunde, begriffen hat, der weiß auch, daß die 
GTÜnduno der Deutschen Demokratischen Republik nichts, 
aber auch gar nichts mit der Vertiefung der deutschen Spaltung 
zu tun hatte. Die Spaltung Deutschlands war das Werk des 
deutschen Imperialismus. Die Gründung der Deutschen Demo­
kratischen Republik aber war der erste und entscheidende 
Schritt zur Vberwindung der Herrschaft der deutschen Imperia­
listen in Westdeutschland und der von ihnen verursachten 
Spaltung, zur Herstellung eines friedliebenden, demokratischen 
und einheitlichen deutschen Staates, der alle Voraussetzungen 
dafür bietet, das Schicksal unserer Nation zum Guten zu. 
wenden. "21) 

* 
Von nun an formierten sich die Klassenkräfte in der Natio­

nalen Front neu. Auch organisatorisch ergaben sich im Laufe 
des Jahres 1950 Veränderungen. Das Sekretariat der Natio­
nalen Front konstituierte sich (7. L 1950), ebenso der National­
rat der Nationalen Front am 3. Februar 1950 als Führungsorgan, 
und die "Ausschüsse für Einheit und gerechten Frieden" bil­
deten sich in Ausschüsse der Nationalen Front um. 

Am 15. Februar 1950 beschloß der Nationalrat der Nationalen 
Front das "Programm der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland", in dem die Kampfziele - Erhaltung des Friedens, 
Herstellung der Einheit eines demokratischen Deutschlands, 
Abschluß eines gerechten Friedensvertrages und Abzug der 
Besatzungstruppen - fixiert wurden. Dieses Programm stellt 
fest, daß die Nationale Front in der Deutschen Demokratischen 
Republik, im ersten deutschen Arbeiter-und-Bauern-Staat, 
eine feste staatliche Grundlage für ihren Kampf besitzt. 

"Am Vorbild der DDR sehen alle patriotisch und demokratisch 
gesinnten Deutschen, daß es trotz der gewaltigen Verheerung ' 
des Krieges moglich ist, eine krisenlose Wirtschaft aufzu­
bauen ... So erweist sich der demokratische Weg als der ein­
zige: Weg des Auistieges."22) 

Mit dem Programm wurde an alle demokratischen Parteien, 
Massenorganisationen und ebenso an aUe nichtorganisierten 
Bürger appelliert, in der Nationalen Front brüderlich zusam­
menzuarbeiten upd die DDR möglichst schnell und gründlich 
zu festigen. Wörtlich heißt es: 

"Desto schneller werden auch alle friedliebenden Deutschen 
begreifen, was die Zusammenarbeit aller deutschen Patrioten 
in del' Nationalen Front des demokratischen Deutschland im 
Kampf um die Einheit und die Unabhängigkeit Deutschlands 
vermag und welche gewaltigen schöpferischen Kräfte im 
deutschen Volk leben." ......... 

Damit wurden alle Menschen guten Willens zur Erfüllung 
der ökonomischen und kulturellen Aufgaben und zum Aufbau .. 

21) Gerald Göttlng auf de m 11. Parteitag der--CDU, 5. Bulletin , S. 20 
22) zitiert nach: Dr. Kar} Bittei, a. a. 0., S.51 
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der sozialistischen Wirtschaft aufgerufen. Gleichzeitig trat die 
Entwicklung der Wirtschaft in der Deutschen Demokratischen 
Republik in eine neue Etappe ein. Die Nationale Front erhob 
den Fünfjahrplan zu ihrem Programm und entfaltete zu dessen 
Popularisierung eine umfassende Diskussion. Ebenfalls wur­
den die für Oktober 1950 angesetzten Wahlen auf breiter Basis 
vorbereitet. Die von den Parteien und Massenorganisationen 
für die gemeinsame Liste der Nationalen Front benannten 
Kandidaten stellten sich erstmalig in der deutschen Geschichte 
in Vorbereitung der Wahlen ihren Wählern persönlich vor. Die 
künftigen Volksvertreter und Staatsfunktionäre legten Rechen­
schaft ab und die künftigen Aufgaben dar. 

Daß dieser Weg, mit allen Schichten der Bevölkerung ins 
Gespräch zu kommen, der richtige war, geht aus dem Ergebnis 
der Wahlen hervor. 99,72 % der Wähler legten nicht nur ein 
Vertrauensbekenntnis zu den Kandidaten der Nationalen Front 
und deren Programm ab, sondern eine beträchtliche Anzahl 
Bürger wartete mit höheren Leistungen in der Produktion auf 
und gab neue Verpflich'tungen ab. 

Während der Bonner Staat mit seiner antinationalen Politik 
- z. B. dem Generalvertrag mit den USA - den deutschen Mili_ 
tarismus wiederherzustellen und die Spaltung zu vertiefen 
suchte, wirkte die DDR dieser Entwicklung durch zahlreiche 
Vorschläge zu Verhandlungen, freien gesamtdeutschen Wahlen 
zur Bildung gesamtdeutscher Organe, zur Durchführung eine; 
Volksbefragung gegen die Remilitarisierung Westdeutschlands 
und für den Abschluß eines Friedensvertrages entgegen. Der 
Bonner Staat lehnte alle diese Bemühungen ab und unter­
drückte auf seinem Territorium die demokratische Volks­
bewegung mit terroristischen Mitteln. 

Mit der Errichtung der Arbeiter-und-Bauern-Macht in der 
DDR war der sozialistische Aufbau, der dann auf der 2. Partei­

. konferenz der SED 1952 proklamiert wurde, bereits eingeleitet. 
Die Bewußtseinsbildung der Arbeiterklasse und der Mehrheit 

..... del' Werktätigen war so weit vorangeschritten, die politischen 
und ökonomischen Bedingungen waren so weit geschaffen, daß 
der Aufbau des Sozialismus zur Hauptaufgabe in der DDR 
erklärt werden konnte. Diese Entwicklung war u. a. auch des­
wegen möglich geworden, weil das Zentralkomitee der SED, 
"ausgehend von den allgemeingültigen Gesetzmäßigkeiten der 
sozialistischen Revolution und des sozialistischen Aufbaus"', 
darauf fußen konnte, "daß unter Führung der Arbeiterklasse 
auch im volksdemokratischen Staat mehrere Parteien in der 
Nationalen Front des demokratischen Deutschland für den 
Aufbau eines friedliebenden, demokratischen und sozialisti­
schen Deutschland zusammenwirken können".23) Rückblickend 
schätzte Ufrd. Götting auf dem 11. Parteitag der CDU diesen 
historischen Schritt mit folgenden Worten ein: 

"In unserer sozialistischen 01'dnung haben wir Christen un­
seren sicheren und angesehenen Platz in der großen Gemein-

23) vgl. Z. t. G., Jhrgg. 1962, Sondcrhe:r:t, S. 12 
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schaft unseres Volkes gefunden. Durch die Mitarbeit an der 
demokratischen und sozialistischen Umgestaltung unserer 
GeselLschaj-t sind wir hineingewachsen in die Gemeinsamkeit 
aller Bürger guten Willens. In fröhlicher und getroster Hingabe 
an die Arbeit für die Lösung der Aufgaben. die uns allen heute 
um des Friedens und unseres VoLkes willen gesteLlt sind, haben 
wir den Weg in unsere neue. sozialistische Menschengemein­
schaft beschritten. Unsere eigene Erfahrung aus dem täglichen 
Mittun bei dem Neuen, das heute bei uns wächst und immer 
kLarer Gestalt annimmt, hat uns in der Uberzeug-ung bestärkt. 
daß wir im Hinblick auf den gesellschaftlichen Auftrag, den 
wir als Christen zu erfüllen haben, wie auch im Hinblick auf 
das Wohl der gesamten Gesellschaft recht daran tun. unserem 
sozialistischen Staat unsere ganze Kraft zur Verfügung zu 
steUen. "201) 

In diesem Zusammenhang muß auch erwähnt werden, daß 
sich bei allen in der Nationalen Front vereinten Kräften immer 
mehr die Erkenntnis von der Notwendigkeit der Führungsrolle 
der Arbeiterklasse und ihrer Partei durchsetzte. Dies gelangte 
u. a. in der Erklärung des Hauptvorstandes der Christlich­
Demokratischen Union vom Juli 1952 zum Ausdruck: 

"Der planmäßige Auibau des Sozialismus in der Deutschen 
Demokratischen Republik unter Führung der Arbeiterklasse 
verwir1dicht alle jene Ziele, für die ein Jahrhundert hindurch 
Millionen Werktätige verschiedener Weltanschauungen, die 
besten Söhne und Töchter unseres Volkes kämpften und große 
Opfer brachten. 
Der Hauptvorstand der CDU ist sich der Tatsache bewußt, daß 
die Ordnung des Sozialismus zugleich die Venllirklichung be­
deutender christlicher Anliegen in dieser Welt ermöglicht.":.!5) 

Von nun an konnte sich die Nationale Front auf der Grund­
lage der fortschreitenden Bewußtheit und konkreter Zielsetzung 
auf allen Gebieten der Ökonomie. Politik und Kultur immer 
mehr zu einer sozialistischen Volksbewegung entwickeln. Wie 
z. B. die Parteien auf ihre Mitglieder einwirkten, um den sozia­
listischen Aufbau zu fördern, zeigt die Entschließung des 
a. Parteitages der CDU, in der es u. a. heißt: 

"Die Heranführung unserer Mittelschichten an die Aufgaben 
des Sozialismus ist eine Notwendigkeit, zu deren Erfüllung 
auch die CDU weiterhin wichtige Beiträge leisten muß. Die 
staatliche Beteiligung an privaten Betrieben, die auf Grund 
von Vorschlägen der CDU in Gang gebracht wurde, hat die 
Einstellung der in unserer Privatindustrie arbeitenden Men­
schen zum Sozialismus günstig beeinßußt. 
Das Handwerk kann auf dem Wege der Entwicldung von Pro­
duktionsgenossenschaften seinen verdienstvollen Anteil am 
Aufbau des Sozialismus noch wesentlich verstärken. Der 
staatliche, genossenschaftliche und private Einzelhandel m~ß 
in echtem, kameradschaftlichem Wettbewerb bemüht sein, die 
Versorgung der Bevölkerung vorbildlich zu gestalten. 

24) Gerald Götting aue dem 11. Parteitag der CDU, 5. Bulletin, S.23 
25) zitiert nach: politisches Studium der CDU, 1962/63, Heft 2, S. 70/71 
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Die CDU ruft aUe ihre Mitglieder auf, sich mit aller Kraft für 
den Aufbau des Sozialismus einzusetzen. "26) 

Außerdem wird in dieser Entschließung auf die Aufholung 
von Planrückständen und die Erzeugung von Massenbedarfs­
gütern orientiert, Die Einzelbauern werden aufgefordert, sich 
in Genossenschaften zusammenzuschließen. An alle Schichten 
der Bevölkerung wird darin appelliert, mitzuhelfen, die Ziele 
der Volkswirtschaftspläne zu erfüllen und die Arbeit in der 
Nationalen Front noch wirksamer zu gestalten. 

Mit dem "Programm des Kampfes um den Frieden, für den 
Sieg des Sozialismus, fül- die nationale Wiedergeburt Deutsch­
lands als friedliebender demokratischer Staat" leitete die SED 
auf ihrem V. Parteitag 1958 einen neuen Abschnitt in der 
Geschichte der DDR ein. Neue Aufgaben ergaben sich daraus in 
erster Linie für die Nationale Front, d. h. die gesamte Bevöl­
kerung mußte nun zur bewußten Mitgestaltung auf allen Ge­
bieten herangezogen werden. Die ausgegebene Losung "Plane 
mit, arbeite mit, regiere mit!" verhallte nicht ungehört. Der 
Volkswirtschaftsplan wurde zugleich zum Arbeitsplan der 
Nationalen Front. Neue Formen der Zusammenarbeit, z. B. die 
sozialistische Gemeinschaftsarbeit, entwickelten sich und wur­
den zum Ausdruck der gewachsenen moralisch-politischen Ein­
heit des Volkes. Der III. Kongreß der Nationalen Front im 
September 1958 stellte nochmals heraus, von welch entschei­
dender Bedeutung der Aufbau des Sozialismus in der DDR ist. 

Im Jahre 1959 kämpften bereits 26237 Brigaden mit 302176 
Mitgliedern und 16459 sozialistische Arbeitsgemeinschaften 
mit 139312 Mitgliedern um höhere Arbeitserfolge und damit 
um die weitere ökonomische Stärkung der Republik sowie um 
die weitere Entfaltung der sozialistischen Demokratie. Immer 
stärker rückte nun die Lösung ökonomischer Aufgaben in den 
Mittelpunkt der Arbeit der Nationalen Front. So wurden große 
Leistungen auf allen volkswirtschaftlichen Gebieten zur Stär­
kung und Festigung unserer Arbeiter-und-Bauern-Macht voll­
bracht. Voraussetzung dafür war allerdings, daß alle in der 
Nationalen Front vereinten Parteien und Massenorganisationen 
eine erfolgreiche überzeugungsarbeit leisteten. 

So konnte z. B. die CDU auf ihrem 9. Parteitag feststellen , 
daß die Mitarbeit ihrer Mitglieder innerhalb der Nationalen 
Front gewachsen war, über ein Drittel der Mitglieder im NAW 
und in Arbeitseinsätzen in der Landwirtschaft tätig waren. 
Weitere 3000 Bauern, Mitglieder der CDU, hatten ihren Beitritt 
zu einer LPG erklärt; 300 Unionsfreunde wurden Mitglieder 
einer PGH, und 282 stellten einen Antrag auf staatliche Betei­
ligung für ihre Betriebe. Ein beträchtlicher Teil von Einzel­
händlern, gleichfalls Mitglieder der CDU, schloß einen Kom­
missionsvertrag mit dem sozialistischen Großhandel ab. 

Zunehmend wuchs bei allen Schichten der Bevölkerung, her­
vorgerufen durch ihre tatkräftige Mita r beit in der Nationalen 

26) 8. Parteitag d e r COU, 5.47 
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Front die Erkenntnis, daß der Sieg der Friedenspolitik der 
DDR' der Sieg des Sozialismus abhängig sind von den ökono­
mischen Erfolgen unserer Deutschen Demokratischen Republik. 
So stellt die Entschließung des 10. Parteitages der CDU u. a. 
fest daß sich die schöpferische Mitarbeit der Christlich-Demo­
krattschen Union am sozialistischen Aufbau in der Arbeit in 
der Nationalen Front des demokratischen Deutschland voll­
zieht. Dem Verhältnis der CDU zur Volksbewegung der Natio­
nalen Front der nun schon wichtigsten Erscheinungsform der 
politisch-mo'ralischen Einheit unseres Volkes, wird darin wie 
nachstehend Ausdruck gegeben: 

Dieser umfassenden patriotischen Bewegung, die unter der 
Führung der Arbeiterklasse und ihI'er Parte~ alle K.reise. un­
serer Bevölkerung in den Aufbau des Sozialismus ~mbezleht, 
gehört auch unsere Partei als unlöslicher BestandteIl an. All~ 
demokratischen Kräfte, auch die Mitglied~r unserer ParteI, 
sind verantwortlich für die Arbeit der NatIOnalen Front. Un­
sere Mitglieder haben den gesellschaftlichen .Au~trag unserer 
Pat'tei erst dann richtig verstanden, wenn SIe Slcl,l selbst. als 
Mitarbeiter der Nationalen Front, als Verfechter Ihrer Ziele 
begrei.fen. 
In der Nationalen Front des demokratischen Deutschlan~ m~­
nifestiert sich die zunehmende politisch-moralische E~nheit 
unserer schaffenden Bevölkerung, die sich mit dem weIteren 
Voranschreiten des sozialistischen Aufbaus immer deut~icher 
herausbildet. In der Arbeit der Nationalen Front ~nt~.cke.lt 
sich diese politisch-moralische Einheit in der PraXIS standlg 
weiter... L 
Wir konzentrieren uns im Sinne der Einheit von IPolitik un.d 
Ökonomie auf die politisch-ideologisch aufklärende und ~Obl­
lisierende Arbeit unter den christlichen Kreisen der Bevo~e­
rung und auf die verantwortliche Teil!lal?~e an der Heranfuh­
rung der Mittelschichten an den sozlahsbs~en Aufbau .. Ge­
rade wegen dieser Konzentration unserer Krafte, wegen dieser 
konkreten Festlegung unserer wesentlichen Tätigkeitsbereiche 
wurden uns greifbare Erfolge in der Erfüllung. unserer Auf­
gaben zuteil - Erfolge, die der Sache der !'-rbeIterklasse, der 
Sache der Nationalen Front zugute kamen. 27) 

In seinem Referat auf dem 11. Parteitag der CDU konnte 
Unionsfreund August Bach hierzu feststellen: 

Im Rechenschaftsbericht des Hauptvorstandes an den Partei­tag wird im einzeLnen nachgewiesen, wie die Mita!beit in der 
Nationalen Front in den vergangenen Jahren verstarkt wer~en 
konnte. Es ist von außerordentlich großer Bedeutung, da~ dte~e 
erfolgreiche Zusammenarbeit aller demokratischen Kratte tn 
der Nationalen Front auch hohe internationale Anerkennung 
findet, wie zum Beispiel im Kommuniq:,e ü~er den .Absch:luß 
des Freundschaftsvertrages mit der Sow3ettLmon: ,Betde. Setten 
erachten es für notwendig, die wichtige ~oZle der Nahonalen 
Front des demokratischen Deutschland betm umfassenden Auf­
bau des Sozialismus in der DDR und im Kampf für die aH­
mähliche Annäherung der beiden deutschen Staaten hervor~u­
heben. Durch die Zusammenfassung de.r politischen Parteten 

27) EntsChließung des 10. Parteitages der cnu, 5.27/28 
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und Massenorganisationen ermöglicht die Nationale Front des 
demokratischen Deutschland unter Führung der Partei der 
Arbeiterklasse die aktive :I'eilnahme der verschiedenen Bevöl­
keru",!,gsSC~ichte.~ an. der Errichtung der neuen Gesellschaft, in 
der stch dte schopfenschen Kräfte des Volkes voll entfalten'."28) 

So stützten und stützen sich alle in der Nationalen Front ver­
einten Kräfte auf die Schöpferkraft des Volkes. Auch in der 
Programmatischen Erklärung des Staatsrates vom 4. Oktober 
1960 wird festgestellt, daß alle Erfolge in der DDR nur erreicht 
wurden und nur erreicht werden können, wenn sich die schöpfe­
rischen Kräfte im Volk frei entfalten. Diese Erklärung löste 
starke Zustimm1jng in allen Schichten der Bevölkerung aus. 
Tausende von Bürgern, Arbeiter, Genossenschaftsbauern, 
Handwerker, Ingenieure, Wissenschaftler und Unternehmer 
~it staatlicher Beteiligung, sprachen ·der Regierung der DDR 
Ihr Vertrauen aus und verpflichteten sich zu noch besseren Lei­
stungen in der Erfüllung der Volkswirtschaftspläne. Neue Her­
s~ellungsverfahren wurden erprobt, neue Rohstoffe gewonnen, 
die Neuerer und Rationalisatoren boten all ihre Kräfte auf 
um die Wirtschaft vor den Störversuchen der Bonner Ultras ztl 
schützen und zu sichern. Durch die Programmatische Erklä­
rung des Staatsrates erhielt jeder Bürger in der DDR einen 
genauen überblick über die Entwicklung auf allen Lebens­
gebieten in der DDR, erkannte die Perspektive der Republik 
und damit gleichzeitig seine eigene. 

Eine hohe Bedeutung für die weitere Entwicklung und Festi­
gung der Gemeinsaml\:eit aller friedliebenden Bürger unseres 
sozialistischen Slaates hat das in die Geschichte der Nationalen 
Front eingegangene Gespräch von 9. Februar 1961. Der Partei­
vorsitzende August Bach konnte in seinem Referat auf dem 
11. Parteitag der cnu hierzu feststellen: 

"Zu de!" fii,r unsere Partei bedeutendsten Ereignissen der 
letzten vter Jahre gehört zweifeUos jenes Gespräch zwischen 
dem Vorsitzenden des Staatsrates, Walter UZbricht, und einer 
Gruppe von Theologen und kirchlichen Amtsträgern unter Lei­
tung von Prof. D. Emil FUChs, das am 9. Februar 1961 in BerZin 
~tattfand. Daß d~eser 9. Februar zu einem feststehenden Begriff 
m unserer Ar bett geworden ist, ist ein äußeres Zeichen tür die 
große Resonanz, die jenes Gespräch besonders unter der christ­
lichen Bevölfcerung gefunden hat . .. 

Die Bedeutung des 9. Februar reicht weit über die Grenzen 
unserer Republik hinaus. Ich habe das immer wieder im Ge­
spräch mit ausländischen Gästen erlebt. Daß es uns in der DDR 
gelunge.n ist, das alte, vo.n den Krätten des Gestern geschürte 
Gegenemander von Chnsten und Marxisten zu überwinden 
und zu einer kameradschaftlichen Zusammenarbeit zu kommen, 
das werteten sie häufig als die größte Er rungenschaft unseres 

28) Referat des Parteivorsitzenden auf dem 11. Parteitag, 2. Bulletin, 
5.31 
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Staates. Damit offenbart der 9. Februar das tiefe humanistische 
Anliegen des Sozialismus in seinem ganzen Ausmaß."29) 

Das Gespräch machte auch deutlich, daß jeder Christ in der 
DDR seine Aufgabe als Staatsbürger zu erfüllen hat und daß 
er sie nur dann erfüllt, wenn er gemäß seinem Glauben die 
FriMens_ und Nächstenliebe praktiziert, d. h. im täglichen 
Leben, an seinem Arbeitsplatz die ihm gestellten Aufgaben er­
füllt, mittätig ist in der großen sozialistischen Menschen­
gemeinschaft. 

In zunehmender Weise bildeten und bilden die Vol~wirt­
schaftspläne die Grundlage der Arbeit der Nationalen Front. 
Vor allem wurden die Aufgaben des NAW zielgerichtet in die 
Planaufgaben einbezogen. So wurden durch die Initiative der 
Bevölkerung hohe Werte für die Gesellschaft und damit zum 
Nutzen des einzelnen geschaffen. Bei der Umgestaltung zur 
sozialistischen Landwirtschaft leisteten die Ortsausschüsse der 
Nationalen Front eine wertvolle Arbeit. Auf dem National­
kongreß im Juni 1962 legten Neuerer aus der Produktion und 
der sozialistischen Landwirtschaft, Wissenschaftler und Hand­
w~!ker Rechenschaft über ihre ökonomischen Erfolge, die zur 
Starkung der DDR beitrugen, ab. Hierbei ging es vor allem um 
die Erfüllung und übererfüllung des Produktionsaufgebotes 
wozu die Werktätigen des VEB Elektrokohle in Berlin-Lichten~ 
berg aufgerufen hatten. 

Vor allem aber beschloß dieser Kongreß der Nationalen Front 
das Nationale Dokument "Die geschichtliche Aufgabe der 
Deutschen Demokratischen Republik und die Zukunft Deutsch­
lands". Dieses für die Entwicklung entscheidende Dokument, 
vorgeschlagen vom Zentralkomitee der SED, war vorher in 
ausgedehnten Diskussionen mit der Bevölkerung der DDR 
beraten worden. Es richtet sich nicht nur an die Bürger der 
DDR, sondern auch an die westdeutsche Bevölkerung. Die 
darin gezogene Bilanz und die historische Beweisführung 
gelangen zu dem zwingenden Schluß, daß die Großbourgeoisie 
jeden Führungsanspruch in Deutschland verloren hat. Es be­
gründet, daß nur die deutsche Arbeiterklasse in festem Bündnis 
mit allen demokralischen Kräften die deutsche Nation in eine 
glückliche, friedliche Zukunft führen kann. 

Der Nationalkongreß, der dieses Dokument zur Grundlage 
der politischen Arbeit aller Bürger der DDR erklärte, bezeich­
nete es als "die geschichtliche Mission der DDR, im Bündnis 
mit den friedliebenden Kräften in Westdeutschland den Frie­
den auf deutschem Boden zu sichern".30) Unionsfreund August 
Bach äußerte zu diesem Dokument, daß )leute die Groß­
bourgeoisie in Westdeutschland die Existenz der Nation aufs 
Spiel setzt. Er führte aus: 

"Das spüren und erkennen auch immer mehr Menschen in 
Westdeutschland, und deshalb wachsen Unruhe unp Unbeha-

29) August Bach, Referat auf dem 11. Parteitag der CDU, 2. Bulletin, 
s.7/8 

30) Grundriß, a. a. 0., S. 291 
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gen, und es mehren sich die Stimmen, die eine Umkehr for­
dern. Diese Umkehr aber setzt die Einheit aller demokrati­
schen Kräfte voraus, ungeachtet der Verschiedenheit ihrer 
Weltanschauung, ihres Glaubens und ihrer sozialen Berufe, 
sowie ihr gemeinsames Handeln gegen den gemeinsamen 
Feind, den deutschen Imperialismus und Mi li tarismus. 
Führer in diesem Kampf aber kann in unserer Epoche des 
übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus, in der wir 
leben und die den geschichtlichen Ablauf auch in Deutschland 
bestimmt, nur die geeinte Arbeiterklasse sein."Jl) 

Es ervvächst also den Christen in der DDR die hohe Verant­
wortung und Pflicht, gemeinsam mit allen fortschrittlichen 
Kräften für die Erhaltung des Friedens zu wirken, gemeinsam 
die nationale Frage zu lösen und dadurch das Beispiel für die 
christlichen Menschen in Westdeutsch land zu geben. 

"Durch das Vorbild der Christlich-Demokratischen Union in 
der DDR erweist sich für die christlichen Menschen immer 
mehr die Nationale Front des demokratischen Deutschland als 
der historische Ort und die gesellschaftliche Plattform, auf der 
sie der politischen Verantwortung als Staatsbürger' im Ringen 
um die Erhaltung des Friedens und die Bändigung der Impe­
rialisten und Militaristen gerecht werden."32) 

Professor Polak verdeutlicht die Position und die historische 
Rolle unserer Deutschen Demok-ratlschen Republik, deren 
Hauptstütze und konstituierende gesellschaftliche Kraft eben 
die Nationale Front darstellt, wie folgt: 

"Nicht durch prinzipienlose Kompromisse mit der bürger­
lichen Ideologie helfen wir der Arbeiterklasse, allen Werk­
tätigen und patriotiSch geSinnten Menschen in Westdeutsch­
land in ihrem Kampf um die Befreiung aus dem imperialisti­
schen Joch. Wir heUen ihnen nur dufch die volle, an die Wur­
zel gehende Entlarvung jener ,Einheit der Nation', die die 
bürgerliche Klasse ihnen solange vorgegaukelt hatte und 
unter deren Einfluß sie noch stehen. 
Die Einwirkung unserer Arheiter-und-Bauern-Macht und un­
set'es sozialistischen Aufbaus auf die Bevölkerung West­
deutschlands wird um so stärker sein, je stärker, allseitiger 
und umfassender wir uns, als Vorhut des ganzen deutschen 
Volkes, von den Kräften und den gesellschaftlichen Verhält­
nissen differenzieren, die in Westdeutschland noch herrschen. 
Wir befreien uns damit nicht nur selbst aus allen alten bür­
gerlichen Ideologien und Vorstellungen. Wir helien auch der 
Arbeiterklasse in Westdeutschland und allen patriotischen 
Kräften, s ich zu befreien. Wir geben durch unseren sozialisti­
schen Aufbau das Vorbild für die Befreiung aus dem imperia­
listischen Joch, das Vorbild für die befreite, zur Selbstbestim­
mung gelangte, allseitig sich entfaltende sozialistische Nation. 
Dadurch, daß wir uns mit aller Schürfe von der imperialisti­
schen ,Einheit der Nation' abgrenzen, schließen wir zugleich 
aus, daß die alten Verhältnisse jemals in ganz Deutschland 
wiederhergestellt werden, und geben der nationalen Entwick­
lung die Wende zum allseitigen Kampf des deutschen Volkes 
um die Befreiung aus der sie fesselnden, unterdrückenden, er-

31) zitiert nach: Z. 1.. G., a. a. 0., S. 789 
32) zitiert nach: ebenda 
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niedrigenden und in die tiefste Schmach stürzenden Gesell­
schaftsformation. "33) 

Mit der Entwicklung der Deutschen Demokratischen Repu-. 
bUk zum Vorbild für die befreite, zur Selbstbestimmung ge­
langte, allseitig sich entfaltende sozialistische Nation, mit der 
Entwicklung der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland zur gesellschaftlichen Plattform, auf der die Bür­
ger der DDR ihrer Verantwortung im Ringen um die Erhaltung 
des Friedens und die Bändigung der Imperialisten und Mili­
taristen gerecht werden, läuft die Entwicklung unserer Repu­
blik zum Staat des ganzen Volkes parallel. Die Entwicklung in 
unserer Deutschen Demokratischen Republik ist jetzt so weit 
vorangeschritten, daß die Zusammenarbeit des Staates und der 
gesellschaftlichen Organisationen mit allen Schichten der Be­
völkerung noch enger gestaltet werden kann. Im Prozeß der 
Festigung der politisch-moralischen Einheit des Volkes haben 
sich immer mehr Züge eines Staates des ganzen Volkes ent­
wickelt, immer neue Elemente der Selbstbestätigung des Vol­
kes herausgebildet. Jetzt gilt es, die große Bereitschaft der 
Menschen, das gewachsene geistige Interesse und die gestie­
genen Bedürfnisse aller Schichten der Bevölkerung klug zu 
nutzen. 

Nach der Sicherung der Staatsgrenze der DDR am 13. August 
1961 und mit dem Sieg der sozialistischen Produktionsverhält­
nisse in unserer Republik begann ein neuer Abschnitt unseres 
sozialistischen Aufbaus: die Periode des umfassenden Aufbaus 
des Sozialismus. Nachdem drei Jahre seit diesem für die Ent­
wicklung unserer Republik und damit für unsere nationale 
Entwicklung so entscheidenden Tag vergangen waren, konnte 
Gerald Götting in seinem Schlußwort auf dem 11. Parteitag der 
CDU zu folgenden Feststellungen gelangen: 

"Wir alle wissen, liebe Freunde, aus eigenen Erfahrungen, 
daß der Aufbau des Sozialismus eine recht komplizierte An­
gelegenheit. ist. Wir haben erlebt und erleben immer wieder, 
daß er mancherlei zeitweilige Schwierigkeiten, mancherlei 
gesellschaftliche Probleme mit sich bringt, ja, daß er für den 
einen und den anderen auch persönliche Konff.ikte und innere 
Widersprüche aufwerfen kann. Zugleich aber haben wir immer 
wieder die Erfahrung gemacht, daß die Schwierigkeiten und 
Konflikte sich in der täglichen Arbeit, im weiteren Vorwärts­
schreiten lösen lassen. Entscheidend sind nicht die äußeren 
Widerstände und inneren Hemmnisse, entscheidend ist unsere 
große nationale Perspektive, entscheidend ist unsere Sieges_ 
gewißheit und die klare Orientierung. In der Bewährung an 
den Aufgaben des Heute, die wir an den Möglichkeiten von 
morgen, an den Zukunftsaussichten unserer Entwicklung mes­
sen, erblicken wir den Sinn unseres Lebells.":M) 

33) Polak. Zur Dialektik der Staatslehre, S. <ÖS2 
34) Gerald Götting. Schlußwort auf dem 11. Parteitag der CDU, 

5. Bulletin, S. 22 
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Vom 13. August 1961 an war es möglich, den ökonomischen 
Gesetzen des Sozialismus 'nach und nach volle Wirkung zu ver­
schaffen. Zugleich wurde damit auch ein qualitativ neuer Ab­
schnitt in der Entwicklung der politisch-mOl"alischen Einheit 
der Bevölkerung der DDR eingeleitet, Im Programm der Sozia­
listischen Einheitspartei Deutschlands wird dargelegt, was wir 
unter" Umfassender Aufbau des Sozialismus" verstehen: 

.. Die nationale Volkswirtschaft der Deutschen Dem.okrati­
schen Republik zu entwickeln, die Produktion und Arbeits­
produktivität auf der Grundlage des höchsten Standes der 
Wissenschaft und Technik weiter rasch zu steigern, um das 
Leben der Werktätigen angenehm und schön zu gestaUen."35) 

Auf dieser Grundlage der allseitigen Entfaltung der sozia­
listischen Produktionsverhältnisse und des sozialistischen 
Wirtschaftssystems sowie der sich fortsetzenden Erhöhung der 
Bewußtheit d~r Bürger kann sich nun auch die politisch-mora­
lische Einheit der Bevölkerung der DDR voll herausbilden. Im 
Programm der SED wird dazu gesagt: 

"Umfassender Aufbau des Sozialismus heißt: die neuen sozia­
listischen Beziehungen zwischen den Werktätigen zu ent­
wickeln und zu vertiefen, Hohes Bewußtsein, Arbeitsfreude 
und Ergebenheit gegenüber den Interessen der Gesellschaft 
werden hervorragende Eigenschaften der Menschen der sozia­
listischen Gesellschaft. «36) 

Das Mitglied des Politbüros des Zentralkomitees der SED 
Hermann Matern, Gast auf dem 11. Parteitag der CDU, führte 
hierzu aus: 

"Ihre Tätigkeit wird auch künftig erfolgreich sein, wenn Sie, 
ausgehend von den gesamtstaatlichen Interessen, die volks­
wirtschaftlichen Schwerpunkte in den Mittelpunkt Ihrer Ar­
beit rücken und die ideologisch-politische sowie kuZtureZl­
erzieherische Arbeit daraUf orientieren. Das ist nach wie vor 
eine der wesentlichsten Aufgaben, die vor aUen in der Natio­
nalen Front vereinten Parteien und Organisationen steht. 

Die konsequente Durchsetzung des neuen ökonomischen 
Systems der Planung und Leitung der Volkswirtschaft ist am 
besten geeignet, die Initiative unserer Werktätigen maximal zu 
entfalten. Zugleich werden damit neue Maßstäbe für die staat­
liche und gesellschaftliche Leitungstätigkeit gesetzt."37) 

Die Entfaltung der politisch-moralischen Einheit der Bevöl­
kerung im neuen Abschnitt unserer Entwicklung wird vor 
allem auch in dem Bereich unserer Gesellschaft sichtbar, der 
im ganzen Verlauf der Umwälzung seit 1945 von hoher Bedeu­
tung für die Festigung des Bündnisses der Arbeiterklasse mit 
den anderen Klassen und Schichten war: dem Mehrparteien­
system und der Nationalen Front des demokratischen Deutsch­
land. In der Zusammenarbeit der von der Partei der Arbeiter­
klasse geführten und mit ihr verbündeten Parteien hat eine 

35) Programm der SED, ND vom 25. 1. 1963, S. 16 
36) ebenda 
37) H. Matern auf dem 11. Patieitag der CDU, 3. Bulletin, S. 2 
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neue Etappe begonnen. Die SED hat auf ihrem VI. Parteitag die 
Rolle des Mehrparteiensystems gewürdigt, indem sie betonte, 
es habe 

" ... in den vergangenen 19 Jahren seine historisdle Bewäh­
rungsprobe bestanden, seine Erfahrungen sind von weitrei­
chender nationaler und internationaler Bedeutung. "38) 

Es wurde aber auch notwendig, die Frage zu beantworten, 
worin nun Inhalt und Methoden der Tätigkeit der Block­
parteien in der Periode des umfassenden Aufbaus des Sozialis­
mus bestehen: 

"Der Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse und die 
Veränderung der Klassenstruktur schaffen neue Bedingungen 
für ihr Wirken, verändern die Maßstäbe und stellen neue Auf­
gaben, die über die bisherigen, traditionellen hinausgehen. "39) 

Walter Ulbricht hat diese höhere Qualität auf dem VI. Par­
teitag der SED mit der - bereits zitierten - Feststellung 
gekennzeichnet; daß 

" ... sich auch die Blockparteien mehr als bisher den Proble­
men der Durchführung des Planes und der sozialistischen 
Ökonomik widmen müssen. Sie dürfen sich nicht auf Teilfra­
gen beschränken. "1,0) 

Auf der Grundlage der Beschlüsse des VI. Parteitages der 
SED und des Programms des Sozialismus erarbeiteten die 
demokratischen Parteien und allejl1 der Nationalen Front ver_ 
einten Organisationen ihre speziH'schen Richtlinien und Be­
schlüsse. Sie nahmen eine Reihe programmatischer Dokumente 
an, die sowohl die Bilanz des bisherigen Weges zogen als auch 
die Aufgaben der neuen Etappe festlegten. Auf der Dresdner 
Mitarbeiterkonferenz der CDU im Februar 1963 brachte Gene­
ralsekretär Gerald Götting dazu zum Ausdruck: 

"Unser Miteinander und Füreinander ist die unversiegoare 
Quelle der Kratt, die uns befähigt, die komplizierten Probleme 
in der Gestaltung unserer nationalen Wirtschaft erfolgreich zu 
meistern." 

Er schloß daraus: 
"Alle Bürger unserer Republik davon zu überzeugen, in ihnen 
das Gefühl der Mitverantwortlichkeit für die Entwicklung un­
serer Volkswirtschaft zu wecken und sie für die schöpferische 
Mitarbeit am umfassenden Aufbau des Sozialismus zu gewin­
nen, darin müssen wir christlichen Demokraten in der Natio­
nalen Front unsere Aufgabe sehen. "41) 

Als Kernproblem dieser neuen Etappe bezeichnete Gerald 
Götting die Gestaltung unserer nationalen Wirtschaft. Seine 
Ausführungen, die darin erwähnten Beispiele positiver, aber 
auch negativer Arbeit in den einzelnen Bezirks- und Kreis­
verbänden, die Beispiele konstruktiver, schöpferischer Arbeit 

38) Programm der SED, ND vom 25. 1. 1963, S. 16 
39) Programm der SED, a. a. O. 
40) Walter Ulbrlcht, Das Programm des Sozialismus und die geschicht­

liChe Aufgabe der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, 
Referat auf dem VI. Parteitag der SED, pietz Verlag, Berlin 1963, 
S.240 

41) Hefte aus Burgsche1dungen Nr. 9'1, S. 7 
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vieler Unionsfreunde bewiesen auf ihre Weise das ständige 
Wachstum der politisch-moralischen Einheit aller Schichten 
unserer Bevölkerung, zeigten die Früchte oft langwieriger 
überzeugungsarbeit. Götting schloß seine Ausführungen mit 
den Worten: 

"Große und verantwortungsvolle Aufgaben für unsere Vor­
stände wie für jedes Mitglied liegen nun vor uns. Wir packen 
sie an in der Gewißheit, daß wir als Chri~tliche Demokraten 
iJ1inter uns die gesamte Nationale Front haben, die sich ihrer­
seits auf uns verlassen kann. Die Geschichte und unsere EI'­
fahrungen haben uns die Richtigkeit unserer Feststellung be­
wiesen, daß Sozialismus und Friede untrennbar miteinander 
verbunden sind. Was könnte es da für einen Christenmenschen 
Schöneres und Erhabeneres geben, als seine ganze Kraft für 
die Vollendung des Aufbaus des Sozialismus einzuselzen!""2) 

Nach dem Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse, 
nach der Lösung der Grundfragen der t(bergangsperiode rückt 
nun also umfassend und auf eine neue Art und Weise die Öko­
nomie in den Mittelpunkt der Tätigkeit der Nationalen Front 
des demokratischen Deutschland. Bestand bis zum Sieg der 
sozialistischen Produktionsverhältnisse das Charakteristische 
der Tätigkeit der Parteien darin, ihre Mitglieder und die ihnen 
nahestehenden Kreise an die sozialistischen Produktions­
verhältnisse heranzuführen, so bestaht das Neue heute darin, 
daß jetzt der Kampf um ~ allseitige Durchsetzung der öko­
nomischen Gesetze des Sozialismus auf allen Gebieten der 
Volkswirtschaft, die Erziehung aller Partei mitglieder zum 
ökonomischen Denken in den Mittelpunkt der gesamten Partei­
arbeit rückt. 

Durch den Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse 
ist das Bündnis der Arbeiterklasse mit den anderen Klassen 
und Schichten noch enger geworden; die volle Entfaltung der 
politisch-moralischen Einheit spiegelt sich auch darin wider, 
daß die Grundfragen des Sozialismus umfassend den Inhalt 
der Tätigkeit aller Bürger bestimmen. 

Das Neue in der Tätigkeit der Blockparteien auf dem Gebiet 
der Ökonomie besteht schließlich in folgendem: Bisher waren 
Schwerpunkt und Ausgangspunkt der ökonomischen Arbeit 
vor allem die speziellen ökonomischen Probleme der Bauern, 
der Handwerker, der Unternehmer, der Einzelhändler, ihre 
Heranführung an die sozialistische Entwicklung. Zielsetzung 
ist jetzt die Entwicklung der führenden Industriezweige sowie 
die Bewältigung a11 der Aufgaben, die sich daraus für alle 
übrigen Zweige ergeben. Die Frage lautet jetzt: Wie kann 
durch die Tätigkeit, die spezifischen Erfahrungen der übrigen 
Zweige die Erfüllung der Grundaufgaben, die Entwicklung der 
entscheidenden Wirtschaftszweige unterstützt und gefördert 
werden? 

H ier wird eine wichtige Seite des Wirkens der politisch­
moralischen Einheit als Triebkraft sichtbar. Die neuen Bedin-

42) ebe nda, S. 62 

40 

gungen ermöglichen es viel besser als bisher, alle Potenzen 
unserer Gesellschaftsordnung, die Kräfte, Fähigkeiten und Er­
fahrungen aller Bürger zu koordinieren, zu konzentrieren und 
zu vereinen. Die Christlich-Demokratische Union hat auf ihrer 
Mitarbeiterkonferenz in Dresden ihre diesbezügliche Aufgabe 
durch Generalsekretär Götting wie folgt umrissen: 

Für uns heißt Christ sein, sich im Kampf für das Volksganze 
bewähren. Indem wir das tun, wachsen wir in unserer Partei 
über eine Interessenvertretung christlicher Kreise schlechthin 
hinaus und wollen als Christen unserem ganzen Volk in bei­
spielhafter und kluger Arbeit dienen .. . Heute kann die Ar­
beit der CDU nicht mehr von der Interessenvertretung einzel­
ner Schichten aus entwickelt werden, heute müssen die um­
fassenden Aufgaben des Sozialismus Entscheidung und Verant­
wortung aller Mitglieder der CDU bestimmen.I~3) 

Hermann Matern fixierte den gleichen Sachverhalt wie folgt: 
"Bislang hatten die befreundeten Parteien die spezifischen 
Interessen ihrer Mitglieder und der ihnen nahestehenden Be­
völkerungskreise zum Ausgangspunkt ihrer Arbeit gemacht. 
Es war ihr wesentli ches Anliegen, die Bündnispartner der 
ArbeiterKlasse zu befähigen, die richtigen Schlußfolgerungen 
aus der geschichtlichen Vergangenheit Deutschlands zu ziehen 
und an der Seite und unter deI."' Führung der Arbeiterklasse 
den Weg des gesellschaftlichen Fortschritts .. zu g.ehen. Es ging 
darum die spezifischen Interessen der Bundmspartner der 
Arbeit~rklasse mit den Interessen der Arbeiterklasse in über­
einstimmung zu bringen, ihre besonderen Probleme mit den 
allgemeinen zu verbinden. 
Heute wird die Kraft aller Verbündeten auf die Festigung der 
sozialisti~chen Produktionsverhältnisse, auf die rasche Ent­
wicklung der führenden Industriezweige kon.~ent~iert. Das 
Bündnis hat einen neuen Inhalt bekommen; fur dIe Zusam­
menarbeit für die Parteiarbeit jeder einzelnen Partei, für die 
Arbeit ih~er Staats- und Wirtschaftsfunktionäre usw. sind 
neue Maßstäbe gesetzt. Die Mitverantwortung aller politischen 
Kräfte hat sich erhöht. Ihre enge Zusammenarbeit, die Ko­
ordinierung ihrer Kräfte in der Nationalen Front des demo­
kratischen Deutschland ist für die Meisterung der Aufgaben 
beim umfassenden Aufbau des Sozialismus noch wichtiger 
geworden.""") 

* Ein überwältigendes Bekenntnis zu ihrem Staat legten die 
Bürger unserer Republik am 20. Oktober 1963 vor aller Welt 
durch ihre Stimmabgabe zu den Volkswahlen ab; sie bewiesen 
damit daß Staat und Volk in unserer Republik eine Einheit 
bilder:. Mehr als 99 Prozent aller Wähler gaben ihre Zustim­
mung für die Politik unserer Regierung, eine Politik des Frie­

. dens und des umfassenden Aufbaus des Sozialismus. "Triumph 
der Gemeinsamkeit" nannte Prof. Norden auf der 4. Tagung 
des Zentralkomitees der SED diesen Erfolg, der das Ergebnis 
der intensiven Vorarbeit und Zusammenarbeit der Mitglieder 
der SED, der Blockparteien und der Massenorganisationen und 

43) ebenda. S. 7 
44) zitiert nach: Z . f . G .. 7/64 , S. 1136 t. 
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vieler anderer Helfer aus allen Schichten der Bevölkerung 
darstellt: 

"Unsere Politik des Friedens und des umlassenden Aufbaus 
des Sozialismus in der Deutschen Demokratischen Republik 
hat einen neuen Triumph erlebt und ist von der übergroßen 
Mehrheit unserer Bevölkerung bestätigt worden. In der Wahl­
bewegung gelang es, durch gute Partei- und Massenarbeit das 
bewußte sozialistische Denken und Handeln unserer Bürger 
weiterzuentwickeln und unsere Republik ökonomisch und poli­
tisch zu stär:ken. "~5) 

Prof. Norden hob in dem Bericht des Politbüros an das Zen­
tralkomitee oer SED vor allem das höhere Niveau der Füh­
rungstätigkeit in der massenpolitischen Arbeit und d ie damit 
verbundenen Erfolge hervor, indem er ausführte:' 

"Das Pali tbüro stellt als Ergebnis der bisherigen Arbei t fest, 
daß die Anwendung der Prinzipien des neuen ökonomischen 
Systems der Planung und Leitung der Volkswirtschaft bereits 
zu sichtbaren Erfolgen geführt und die Praxis die Richtigkeit 
und Notwendigkeit der von der Partei beschlossenen Maßnah­
men bestätigt hat. ""6) 

Auch die Jugend der DDR, besonders die Jung\vähler, be­
wiesen durch ihre begeisterte Zustimmung zum Kommunique 
"Der Jugend Vertrauen und Verantwortung" vom 21. Septem­
ber 1963 und durch die daraus erwachsene Ini tiative an den 
Arbeitsplätzen in Industrie, Landwirtschaft und Handel, daß 
sie das ihr entgegengebrachte Vertrauen zu würdigen weiß und 
ihre ganze Kraft für die Sache unseres Volkes einzusetzen 
gewillt ist. In den Diskussionen in Vorbereitung der Volks­
wahlen ließen die Jugendlichen unserer Republik erkennen, 
daß sie Anliegen und Zielsetzung des Jugendkommuniques 
verstanden haben. Sie forderten deshalb, ihnen als zukünf­
tigen Hausherren schon jetzt mehr Verantwortung zu über­
tragen. 

Das alles beweist, daß im Prozeß der Vorbereitung und 
Durchführung unserer Volkswahlen im Oktober 1963 die poli­
tisch-moralische Einheit unseres Volkes weiter gewachsen ist. 
Die Verbindung zwischen Bevölkerung und Staat wurde enger. 
Die schöpfelische uad selbstbewußte Arbeit zeigt sich seitdem 
allerorten in hervorragenden Taten. Eine höhere Qualität der 
Einheit und Gemeinsamkeit aller in der Nationalen Front des 
demokratischen Deutschland zusammengeschlossenen Kräfte 
wird seitdem sichtbar. Alle Beratungen in Genossenschaften, 
Betrieben, Städten und Gemeinden sind gerichtet auf das Be­
mühen, die wirtschaftlichen Grundlagen unseres Staates wei­
ter zu stärken. 

Wie äußert sich nun in der gegenwärtigen Etappe die poli­
tisch-moralische Einheit konkret in der Arbeit der Nationalen 
Front? - Hier soll besonders auf das System der Leitung der 
politisch-ideologischen Massenarbeit in den städtischen Wohn­
gebieten eingegangen werden. 

45) NZ vom 3. 11 . 1963. S. 3 
46) NZ vom 3, 11. 1963. S . 4 
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Mit der Bildung der städtischen Wohngebiete wurden die 
örtlichen politischen, ökonomischen und ideologischen Pro­
bleme und AuIgaben in den Mittelpunkt der Arbeit aller 
gesellschaftlichen Organisationen und der örtlichen Organe der 
Staatsmacht gerückt. Jetzt gilt es, die neue inhaltliche Qualität 
der Arbeitsweise und ZielsetZWlg der staatlichen und gesell­
schaftlichen Leitungstätigkeit gründlich zu durchdenken und 
die Leitung so zu verändern, daß sie den ständig steigenden 
Bedürfnissen der Bevölkerung entspricht. Das ist zweifellos ein 
politisch-ideologisches Problem und nicht, wie es oft in Dis­
kussionen zum Ausdruck: kommt, ein rein strukturelles. 

Auch für die Vorstände der CDU gilt es in dieser Hinsicht, 
neue Maßstäbe der Arbeit zu setzen. Es ist erforderlich, die 
bisherige Wlrk.'Sarnkeit der Partei in den Wohngebieten immer 
wieder kritisch zu überprüfen und neue Formen der Mitarbeit 
zu entwickeln. Solche Aufgaben wie die Entwicklung des öko­
nomischen Denkens der Men5chen, die Behandfung von Fragen 
der Technik, der Perspektive im Sozialismus, des wissenschaft­
lich-technischen Fortschritts usw. waren bisher zu ku rz ge­
kommen. Das In teresse der Bevölkerung ist inzwischen dafür 
geweckt worden, Besonders solche Aufgaben, die das ökono­
mische Denken entwickeln helfen, galt und gilt es. jetzt zu 
stellen und zu lösen, 

In diesem Zusammenhang hat das System der Leitung der 
politisch-ideologischen Arbeit in den Wohngebieten eine große 
Bedeutung. Es geht darum, durch die Zusammenfassung aller 
Kräfte der staatlichen Organe und gesellschaftlichen Organi­
sationen das Leben in den Wohngebieten vielseitiger, ideen­
reicher und wirksamer zu gestalten sowie die Initiative aller 
Schichten der Bevölkerung voll zu entfalten, mit anderen Wor­
ten: entsprechend den gesellschaftlichen Erfordernissen und in 
übereinstimmung mit den persönlichen Interessen der Bürger 
ein reges politisches und geistig-kulturelles Leben zu ent­
wickeln. Es geht darum, die materiellen, geistigen und kul­
tm'ellen Bedürfnisse de r Menschen in erhöhtem Maße zu be­
friedigen, ihrem Verlangen nach einem höheren Wissen um 
die politischen und ölwnomischen Zusammenhänge nachzu­
kommen. Ebenso gilt es, neue Formen und Methoden der um­
fassenden Beteiligung der Bevölkerung an der Leitung von 
Staat und Wirtschaft aufzuspüren und zu organisieren. 

Heute steht bereits fest, daß sich dieses Neue in unserem 
Leben, wenn auch noch mit unterschiedlichen Ergebnissen und 
verschiedener Qualität, bewährt hat. Auch die Angleichung 
unserer städtischen Ortsgruppen an die Einteilung del' Wohn­
gebiete ist, unter den gleichen Gesichtspunkten betrachtet, als 
Erfolg zu bezeichnen. Jetzt kommt es vor allem darauf an, daß 
unsere Unionsfreunde in den Wohngebietsausschüssen und 
Kommissionen neue Vorschläge, gute Ideen und eigene Initia­
tive entwickeln, um so das Leben im Wohngebiet voll zur Ent­
faltung zu bringen. Es gibt eine Anzahl von Beispielen, die 
wert sind, hier genannt zu werden, zeigen sie doch , welche 
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Möglichkeiten bestehen. Sie können zugleich Ansporn und 
Hinweis für weniger gut arbeitende Ausschüsse und Orts­
gruppen sein. 

In verschiedenen Städten und Gemeinden im Bezirk Gera 
ist es den Ortsgruppen unserer Partei z. B. gelungen, die 
Kirchengemeinde mehr an das Leben des Wohngebiets heran­
zuführen. So traten zu den Arbeiterfestspielen 1964 einige 
Kirchenchöre innerhalb der vielen Veranstaltungen auf. In 
Wernigerode-West erklärten sich Pfan-er und Gemeinde­
kirchenräte dazu bereit, NAW-Einsätze zur Verwirklichung 
der im Kommunalplan gestellten Aufgaben durchzuführen. 
Das Ziel, die massenpolitische Arbeit auf breiterer Basis besser 
zu organisieren und alle Kräfte auf die Schwerpunktaufgaben 
im Wohngebiet zu konzentrieren, beginnt also, auch von der 
Mitarbeit unserer Partei aus gesehen, Früchte zu tragen. 

Unter der Losung "Alles für unsere gemeinsame sozialistische 
Sache!" erarbeitete der Wohngebietsausschuß 22 in Leipzig ein 
umfangreiches Programm. Neben kulturellen Veranstaltungen 
für jung und alt, neben den Vorschlägen zur kulturellen Selbst­
betätigung finden sich darin auch Aufgaben zur ständigen 
Verschönerung der einzelnen Wohnbezirke, gen aue Anleitungen 
für Werterhaltungsarbeiten an besonders dringenden Objekten 
und gleichzeitig konstruktive Vorschläge und Maßnahmen, um 
diese Z!ele zu erreichen. Die Skala der Veranstaltungen reicht 
vom Tanzabend über Aussprachen mit Ärzten und Sportlern 
bis hin zur Diskussion und Auswertung von Problemen der 
Jugendkriminalität. 

Noch sind nicht überall derartige Erfolge zu verzeichnen. 
Inaktivität, mangelnde Initiative von Mitgliedern der Aus­
schüsse, Schwierigkeiten innerhalb der Ausschüsse und Kom­
missionen sind oft die Ursache ungenügender Erfolge. Mit dem 
Beschluß des Sekretariats des Nationalrates der Nationalen 
Front zur Arbeit mit den Abgeordnetengruppen ist ein weite­
rer Schlitt getan, um den bisher noch vielfach bestehenden 
Schwebezustand zu überwinden und eine einheitliche, nach 
gleichen Gesichtspunkten gelichtete Arbeit der Wohngebiets­
ausschüsse und Abgeordnetengruppen im Wohngebiet zu 
ermöglichen. Die Wohngebietsausschüsse sind Träger der Ar­
beit mit den Abgeordnetengruppen und organisieren deren 
Tätigkeit; denn die Wohngebietsausschüsse sind für die ge­
samte massenpolitische Arbeit im Wohngebiet verantwortlich. 

Diesem sehr richtigen und in der Praxis bewährten Stand­
punkt liegt die überlegung zugrunde, daß die Wirksamkeit 
des Abgeordneten im Wohngebiet, seine Autorität und sein 
Auftreten entscheidend von der Qualität der Arbeit des Aus­
schusses der Nationalen Front mitbestimmt wird. Deshalb ist 
im genannten Beschluß des Sekretariats des Nationalrates fest­
gelegt, daß die Abgeordnetengruppen eng mit den Ausschüssen 
der Nationalen Front zusammenarbeiten, daß letztere für die 
planmäßige Arbeit und die Einbeziehung jedes Abgeordneten 
in die massenpolitische Arbeit ihres Wohngebietes verant-
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wortlich sind. Sie bereiten auch die Sprechstunden der Ab­
geordneten vor und kontrollieren, ob die an die Abgeordneten 
herangetragenen Eingaben, Kritiken und Vorschläge von den 
staatlichen Organen beachtet, bearbeitet und berücksichtigt 
werden. 

Jeder Vorstand unserer Partei, jeder unserer Partei ange­
.hörende Abgeordnete sollte nun zu einer engen Zusammen­
arbeit zwischen Wohngebietsaus.<;chuß und Abgeordneten­
gruppe auf dieser neuen Grundlage beitragen. Hier ist die 
Plattform gegeben, von der aus das wirksamste Auftreten des 
Abgeordneten im Wohngebiet erfolgen kann. Mit Hilfe der 
Abgeordnetengruppe wird jeder Abgeordnete noch besser in 
der Lage sein, die Meinung der Bürger zu erforschen und diese 
an das Plenum der Volksvertretung heranzutragen. Der Ab­
geordnete wird aber nun auch qualifizierter seinen Wählern 
die Beschlüsse der Volksvertretung erläutern und alle Bürger 
für deren Verwirklichung gewinnen können. Die neue Qualität 
der Al:beit in den Wohngebieten hängt also nicht zuletzt davon 
ab, wie das gute Zusammenwirken aller gesellschaftlichen 
Kräfte verbessert wird. Dabei sollte jeder Schematismus ver­
mieden werden. 

Die ,Bildung von Abgeordnetengruppen eröffnet gute Mög­
lichkeiten, die Mitarbeit der Bevölkerung weiter zu erhöhen, 
eine erfolgreiche Zusammenarbeit der Bürger der Wohngebiete 
mit den Ständigen Kommissionen der Stadtveror.dneten­
versammlungen und Gemeindevertretungen zu erreichen, die 
Zusammenarbeit der Staatsorgane mit den Wohngebietsaus­
schüssen der Nationalen Front und ihren Kommissionen weiter 
zu aktivieren. Besonders hier ist es notwendig, mitzuhelfen, 
damit sich eine richtige Arbeitsweise herausbildet, die zum 
weiteren gesellschaftlichen Aufschwung in den Städten und 
Gemeinden führt. Die Hauptaufgabe besteht darin, die Arbeit 
mit den Menschen sachkundig zu leiten, um auch auf diese 
Weise die sozialistische Demokratie zu vertieren, das gesamte 
demokratische Leben zu entwickeln. Jeder Bürger unserer 
Deutschen Demokratischen Republik wird damit immer besser 
befähigt, das Leben unserer sozialistischen Gesellschaft bewußt 
und aktiv mitzugestalten. 

* 
So hat sich im Verlaufe der fünfzehn Jahre der Existenz 

unserer Deutschen Demokratischen Republik gezeigt, daß es 
auf dem Fundament der Gemeinsamkeit aller in der Natio­
nalen Front des demokratischen Deutschland vereinten Kräfte 
möglich war, die Grundlagen des Sozialismus zu schaffen und 
die sozialistischen Produktionsverhältnisse zum Siege zu füh­
ren. In allen Lebensbereichen ist die Nationale Front eine trei­
bende Kraft, sie durchdlingt alle Gebiete des ökonomischen, 
politischen und kulturellen Lebens. Sie war und ist damit das 
Rückgrat der nationalen Bewegung in Deutschland. Indem sie 
alle national gesinnten und patriotischen Kräfte in sich ver-



eint, hat s ie sich, wie gezeigt, zur sozialistischen Volksbewegung 
entwickelt. 

Heute steht im Mitte lpunkt ihrer Arbeit der Kampf um die 
Vollendung des umfassenden sozialistischen Aufbaus. liierbei 
ist sie eine entscheidende gesellschaftliche Kl:aft und damit die 
wichtigste Erscheinungsform der sich ständig weiterent­
wickelnden politisch-moralischen Einheit unseres Volkes. Den 
hier dargelegten Prozeß faßte Gerald Götting in seinem 
Schlußwort auf dem 11. Parteitag der CDU in folgenden Wor­
ten zusammen: 

"Im Verlaufe der gemeinsamen Anstr engungen in der Natio­
nalen Front, im gegenseitigen Geben und Nehmen, hat sich die 
Arbeit der einzelnen Blockparteien immer klarer und profi lier­
ter entwickelt, ist die Zusammenarbeit immer fruchtbarer ge­
worden und hat dadur ch das Wachstum der politisch-morali­
schen Einheit unser er Bevölkerung, die wir heute mit Recht 
als eine unserer kostbarsten Errungenschaften bezeichnen U11d 
die die größte Triebkraft unserer Entwicklung ist, weiter 
gesteigert. So ist die politisch-moralische Einheit in unserer 
Republik Zum sicheren Garanten für den weiteren Aufbau 
unserer Republik als Bastion des Friedens und als Banner­
trägerin der Zukunft unserer deutschen Nation geworden. "Io7) 

Hermann Matern brachte auf dem 11. Parteitag der CD U 
den Sieg der Gemeinsamkeit in treffendster Weise zum Aus­
druck: . 

"Die Jahre der Gemeinsamkeit haben bewiesen, daß es nie­
mandem gelingen wird, die Nationale Front des demokrati­
schen Deutschland auseinanderzubrechen.. Sie wird neue Be­
w ährullgsproben bestehen. Sie wird wachsen und sich ent­
wickeln und ihre großen nationalen Aufgaben lösen."f,8) 

47) Gerald Götting auf dem 11. Parteitag der CDU, 5. Bulletin, S. 17 
48) H. Matern auf d em 11. Parteitag der CDU, 3. Bulletin, S. 3 
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